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Das „Volksblatt“ erſcheint feden Werktag;abends mit der illuſtrierten Beilage „Volk i Jen-
nverlangt eingefandten anüſtripten iſt ſtets das
ückporto beizufügen.“ Das „Volksblatt“ iſt das
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Kriegsbeſchäclkigter Ludendorff.

Halle (Saale), Montag, 15. September 1924

Beſorgniserregende Krankheitserſcheinungen des großen Feldherrn. Voll erwerbs-
unfähig infolge langjähriger geiſtiger Unterernährung. her mit der roo Prozent-Rente!

Die Diagnoſe.
Halle (Saale), 15. September.

Wenn ein penſionierter General Arterienverkalkung be
kommt, ſo iſt dagegen vom Standpunkte des öffentlichen Jntereſſes
nichts einzuwenden. Wenn dieſer verkalkte General jedoch bei ſehr
breiten Schichten einer ausländiſchen Bevölkerung als der Träger
einer ſtarken Volksbewegung gilt, ſo iſt die Arterienverkalkung
eines ſolchen Generals ſchließlich doch eine öffentliche Angelegen-
heit, mit der man ſich zu beſchäftigen hat. Dieſer General iſt
natürlich niemand anders als unſer Freund Erich Luden-
dorff, der am Sonntag auf einem der leider immer noch er
laubten Deutſchen Tage“ in Münſter eine Rede vom Stapel
gelaſſen hat, deren Extrakt die Bedenken über die geiſtige Zu-
rechnungsfähigkeit des größten Kriegsverlierers der Welt
geſchichte herausfordert. Der Mann des Kaſernenhofhorizonts, der
geſchickte Regiſſeur für Maſſenabſchlachtungen, der Jnhaber einer
republikaniſchen Jahrespenſion von 24 000 Goldmark ſchwang ſich
zu der vorkommuniſtiſchen Phraſe auf, „alles müſſe gleich
ſein, arm und reich Der Spenglerſche Preußenſozialis-
mus hat einige poſtume Blüten in dem Gehirn desjenigen ge-

trieben, der ſich in München am. 9. November früh vor der erſten
Reichswehrkugel in den Straßendreck warf, um nicht aus der Maſſe
der „Gleichen“ hervorzuragen. Wir ſind natürlich mit dieſer
Formulierung des völkiſchen Jdeals einverſtanden. Der Luden-
dorfffche Gemeinſchaftsgedanke ſcheint eine Frucht der allerdings
mehr ixoniſch, als ernſtgemeinten Bemerkung des Juden
Heinrich Heine zu ſein:

„Nur wenn wir im Kot uns fanden,
dann verſtanden wir uns gleich.“

Wir wiſſen nicht, wieviel deutſche Volksbefreier es gibt, die auf
dieſe Gemeinſchaft mit dem Deſerteur von 1918 Wert legen. Nach
der Beteiligung in Münſter zu rechnen unſer Korreſpondent
berichtet von zweitauſend Menſchen kann das Bedürfnis nach
der Einheitsfront mit Ludendorff nicht übermäßig ſtark entwickelt
ſein.

Münſter iſt bekanntlich ein vorwiegend katholiſcher Ort und
Ludendorff bekanntlich ein Katholikentöter erſter Ordnung.
Was ihn natürlich nicht hindert, in Königsberg proteſtantiſch,
in Münſter katholiſch und in Warſchau bei den „lieben
Jidden in Paulen“ jiddiſch zu firmieren. Als Ausfluß
dieſes echt religiöſen Empfindens hat unſer Stratege
denn auch in Münſter erklärt, er erwarte von Proteſtanten
und Katholiken, daß ſie den „tiefen religiöſen Be
dürfniſſen der Zeit“ gerecht würden. Religion und Milita-
rismus ſind unſerem auf dem Kaſernenhof großgewordenen Freund
natürlich eins. So iſt es denn kein Wunder, daß das tiefſte „re
ligiöſe Bedürfnis“ dieſes Mannes auf eine Neuauflage
internationaler Maſſenabſchlachtung gerichtet iſt. Die
Tiſchgebete, Kanzelſermone und Maſſengrabreden einiger Dutzend
Diviſionskaplane ſollen in Reinſchrift bereits fertig ſein. Luden-
dorff kann ſich alſo beim Austoben ſeiner „xreligiöſen Bedürfniſſe“
auf die „Hilfe des Herrn“ verlaſſen, der ihm in ſeiner un
endlichen Güte 1918 die Reiſe nach Schweden erleichtert und ihm
ſchließlich nach gelungener Rückkehr beſagte Jahrespenſion von der
Republik mit Schafsgeduld beſorgt hat.

Wenn ſo ein Mann über ein aktuelles Thema wie die Kriegs
ſchuldfrage ſpricht, ſo hat er natürlich immer etwas zu ſagen.
Meiſt allerdings nur Unſinn. Aber darauf kommt es bei Luden-
dorff gar nicht mehr an. Sein Publikum, das ſich aus Mitgliedern
der Organiſation Holzkopf, aus Strauchdieben des Wiking-
bundes und einigen Biermarkenpatrioten der herr-
lichen Vorkriegszeit mit ſeinen Kaiſergeburtstagsfeiern zuſammen
ſetzt, iſt nicht verwöhnt und ſeine Augen ſind mehr auf die Gr ö ß e
des Maules als auf das Format des Gehirns gerichtet.
So kam es, daß Ludendorff den alſo Charakteriſierten erzählen
durfte, daß Sozialdemokraten, Demokraten und
Zentrum die Kriegsſchuldigen ſeien, und daß nicht er den Titel
eines Bluthundes, an den er ſich zwar ſchon ge wöhnt habe,
verdiene, ſondern die genannten Parteien. „Wäre“ ſo fuhr
Ludendorff fort „1912 vom Reichstag die Heeresvorlage im
Sinne König Wilhelms I. von ihnen (den drei genannten Par-
teien) angenommen worden, ſo hätte kein Feind uns anzurühren
gewagt. Oder der Krieg wäre zum mindeſten in drei bis vier

Monaten erledigt geweſen.“ 5Wir dürfen alſo getroſt zu der eingangs ſeſtgejtellten arterien
verkalkung unſeres großen Heerführers zurückkehren. Allerdings
mit dem Hinzufügen, daß dieſe Verkalkung keine Alterserſcheinung
des Doppelkinnigen, ſondern augenſcheinlich eine Naturanlage des
zu Unbeweglichkeit und geiſtigem Stumpfſinn neigenden Mannes
mit dem Feldwebelgeſicht iſt, wie Wilhelm II. in einem
lichten Augenblick ſo ſchön ſagte.

Bei normaler Gehirnfunktion hätte der verdiente Feldherr
natürlich bereits in der Vorkriegszeit ohne große Schwierigkeiten
feſtſtellen können, daß jede Vermehrung des Heeres eines Landes
die Vermehrung des Heeres des betreffenden anderen Landes nach
ſich zog, daß jede Heeresvorlage in einem Lande mit der Neu-
auflage der Heeresvorlage in dem betreffenden anderen Lande be-
antwortet wurde. Hätte Deutſchland alſo, um mit Ludendorff zu
ſprechen, „im Sinne König Wilhelms I.“ ſeine aktive Heeresmacht
um 100 000 Mann geſteigert, ſo wäre Frankreich beiſpielsweiſe tot-
ſicher dieſer freundlichen Anregung gefolgt, von den Mehr-
rüſtungen der übrigen Länder der Entente gar nicht zu reden.
Warum ſich alſo das Kräfteverhältnis zugunſten Deutſchlands im
Falle einer Verſtärkung der Rüſtungen hätte verſchieben ſolen,
bleibt das Geheimnis des Weiſen von Zion mit der
blauen Brille.

Wir können darum gelroſt den Schluß ziehen, daß die Arterien-
verkalkung des Anwärters auf Walhalla unmittelbar vor dem
vollkommenen Abſchluß ſteht. Deutſchland wird alſo bald von
den Reden an die deutſche Nation eines Mannes befreit ſein, der
ernſthaft den Verſuch machen ſollte, eine Kriegsbeſchädig-
tenrente infolge akuter Gehirnerkrankung zu er-
langen. Denn wenn wir auch der Auffaſſung find, daß eine natür
liche bzw. unnaiürlich krankhafte Veranlagung der Ludendorff
ſchen Gehirnwindungen vorliegt, ſo ſind wir doch der Meinung,
daß dieſe Krankheit durch die verluſt reichen Kämpfe, durch
das kompromittierliche Zuſammenarbeiten des Schlachtenlenkers
mit den „jüdiſchen Volksverderbern“, durch die Flucht
nach Schweden und die allgemeine Volksverachtung ſo
geſteigert worden iſt, daß die allgemeine geiſtige Zerrüttung, die
wir heute an dem gefeierten Führer der völkiſchen Bewegung beob-
achten, eine unmittelbare Folge ſeiner unvergleichlichen
Kriegsleiſtung iſt. Man gebe dem Manne darum zu ſeinen
24 000 Goldmark Jahrespenſion noch einmal eine hundertprozentige
Kriegsrente wegen abſoluter geiſtiger Erwerbsunfähig-
keit, und er wird den Schnabel halten.

Die Republik kommt auf dieſe Weiſe gleichzeitig in den guten
Ruf, den „Dank des Vaterlandes ſeinen perten Helden“ ab
zuſtatten.

Nachſtehend laſſen wir den Bericht unſeres Münſterer Korre
ſpondenten folgen:

Der „Deutſche Cag“ in Münlter.
Wann àLudendorff in vier Monaten den Krieg gewonnen hätte.

Münſter, 15. September. (Eig. Drahtbericht.)
Die völkiſchen Verbände hatten zum Sonntag ihre Mitglieder zu

einem Deutſchen Tag“ nach Münſter eingeladen. Trotzdem
ſelbſt Ludendorff ſein Kommen zugeſagt hatte, war die Be-
teiligung nicht allzu groß. Nur vier bis fünf ſchwarzweißrote
Fahnen wehten in der Stadt, in den Hauptſtraßen nicht eine ein-
zige. Nachmittags 3 Uhr ſprach Ludendorff vor etwa 2000 Men-
ſchen in der Stadthalle. Er fühlte ſich natürlich wieder als Träger
des Gemeinſchaftsgedankens: Alles müſſe gleich ſein, arm und
reich. Die Konfeſſionen müßten eine Einheit darſtellen. Wörtlich
ſagte Ludendorff an anderer Stelle: „Jn Münſter iſt von einem
geweihten Diener des Herrn das Wort geſprochen, ich hätte mit
Vorliebe katholiſche Regimenter an die blutigſten Stellen
der Front geſtellt. Es iſt fluchwürdig, daß mir ſo etwas vor-
geworfen wird. Wir erwarten von den Katholiken wie Prote-
ſtanten, daß ſie unſeren tiefen religiöſen Bedürfniſſen gerecht wer-
den und die Religion uns hilft, das furchtbare Ringen des Frei-
heitskampfes zu erleichtern.“ „Wer ſind in Deutſchland die
Kriegsſchuldigen,“ ſo fragt Ludendorff dann: „Die So-
zialdemokraten, die Demokraten und das Zentrum.
Sie ſind die Bluthunde, die den Krieg verſchuldet haben. Wäre
1912 im Reichstag die Heeresvorlage im Sinne König Wilhelms J.
von ihnen angenommen worden, ſo hätte fein Feind uns anzu-
rühren gewagt. (1) Oder der Krieg wäre zum mindeſten in drei
bis vier Monaten erledigt geweſen.“ Als ob die anderen dann
nicht auch entſprechend ihre Rüſtungen verſtärkt hätten. Zwiſchen-
fälle waren bis 7 Uhr abends nicht zu verzeichnen. Außer Rufen,
wie „Bluthund“, „Schweinehund“, und der Begrüßung
Ludendorffs durch einige faule Birnen iſt nichts geſchehen.
Ludendorff behauptet, den Ruf „Bluthund“ gewohnt zu ſein.

Die fältige „Revolution“. Aus Neuyork wird gedrahtet: Jm
Norden der Republik Ecuaodor iſt unter der Führung einer Anzahl
konſervativer Generale und Notabeln eine Revolution ausgebrochen.
Die Regierung hat ein ſtarkes Truppenaufgebot in das Aufſtands-
gebiet geſandt.

Der franzöſiſche Handelsminiſter Raynaldy hat ſich am Sonn-
abend, begleitet von einer Anzahl Perfönlichkeiten, nach dem Elſaß
begeben, wo er Straßburg, Kolmar und Mühlhauſen beſuchen wird
und u. a. eine Reihe Beſprechungen haben ſoll. Es verlautet, daß
dieſe Beratungen den bevorſtehenden Handelsvertragsve
lungen gelten ſollen.
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Streſemanns Rückzug.
Sonderbares Exemplar eines deutſchen Außenminiſters.

Berlin, 15. September.
Es wird vorläufig nicht notifiziert und es ſoll in den erſten

Wochen ebenſowenig gekriſelt werden! Herr Streſemann hat
ſeine Offenſive auf halbem Wege abgeſagt. Kaum zwölf Stunden
nach Eröffnung des Feldzuges trat er den Rückzug an.

Jnzwiſchen hat der Reichskanzler in Uebereinſtimmung mit dem
Reichpräſidenten vereinbart, die Erörterung der Kriegsſchuldfrage
in einer Kabinettsſitzung am 22. September, dem kommenden
Montag, vorzunehmen. Der Reichskanzler hat es alſo weniger
eilig, ſondern er will in abſehbarer Zeit überhaupt nicht noti-
fizieren. Er will das nicht, weil er ſich jetzt ebenfalls der Einſicht
nicht verſchließt, daß die offizielle Aufrollung der Kriegsſchuldfrage
im Augenblick mit den deutſchen Jntereſſen unvereinbar iſt.
So heißt es wenigſtens in maßgebenden Kreiſen der Zen-
trumspartei und ſo verſichert man es auch in der Reichskanzlei.

Der Rückzug des Außenminiſters vom Freitag zum Sonnabend
erfolgte alſo aus guten Gründen. Die von ihm ſo beabſichtigte
Gewaltkur hatte ihren Eindruck in Sigmaringen und Freudenſtadt
verfehlt, er ſah ſich nur noch im Bunde mit den fünfzig-
prozentigen Deutſchnationalen und erkannte, als es am Sonn-
abend wieder Tag wurde, noch den bevorſtehenden Bankrott. Die
Kriſe wurde deshalb abgeſagt! Streſemann warf ſich auf die
andere Seite, er tat, als wäre nichts geſchehen, und noch bevor
der Hahn dreimal krähte, war er mit Mar x einer Meinung. Eine
Nacht früher wurde dieſe Meinung von dem gleichen Außenminiſter
noch als Blödſinn behandelt und als Mumpitz gekennzeich-
net. Plötzlich iſt dann der Blödſinn zur Vernunft geworden.
Herr Streſemann ſah über Nacht ein, daß die Notifizierung der
Kriegsſchuldnote im Augenblick nicht nur eine große propägän-
diſtiſche Gegenerklärung Frankreichs, ſondern auch eine Ver
zögerung der Ruhrräumung zur Folge haben könnte.
Er wurde ſich ferner darüber klar, daß der Eintritt Deutſchlands
in den Völkerbund doch einen gewiſſen Wert hat und voll-
zogen werden kann, wenn er nicht gleichbedeutend iſt mit einer
neuen Anerkennung der deutſchen Schuld am Kriege.

Was ſoll man von einem ſolchen Außenminiſter halten, der
innerhalb 24 Stunden zwei vollkommen entgegengeſetzte Meinungen
jeweils mit dem Anſchein der feſten Ueberzeugung vertritt? Wir
würden uns nicht wundern, wenn das Ausland einem ſolchen
Außenminiſter eines Tages kein Vertrauen mehr entgegenbringe.
Wäre Streſemann ein ganzer Mann, dann hätte er aus feinen
Erklärungen die Konſequenzen ziehen müſſen, nachdem ihm
auf dem Drahtwege von Sigmaringen aus klar gemacht worden
war, daß ſeine Meinung nicht ausſchlaggebend iſt und es übrigens
auch noch einen Reichskanzler in Deutſchland gibt. Entweder
man gibt Erklärungen ab und iſt ſich ihrer Tragweite bewußt,
oder aber das letztere trifft nicht zu und man hält dann auch
den Schnabel. Jmmerhin, Herr Streſemann denkt anders! Bei
ihm iſt beides möglich und er iſt nur dann für die konſequente
Haltung, wenn es nicht ſeinen Kopf, ſondern den der an
deren koſtet. Sein Alarm vom Freitag ſollte dieſe Möglichkeit
ſchaffen! Er ſchlug fehl, und anſtatt daß der Alarmſchläger jetzt
das tut, was er von anderen im Eventualfall verlangt hätte, ver-
leugnete er ſich!

Es bleibt vorläufig alſo alles beim Alten. Der Reichs
kanzler bleibt und Herr Streſemann verſieht weiterhin die
auswärtigen Geſchäfte des Reiches aber notifiziert wird nicht.
Auch die Kriſe iſt verſchoben. Sie wird erſt akut werden, ſobald
die berufsmäßigen Kriſenmacher der Volkspartei beim Zu-
ſammentritt des Reichstags wieder in Berlin eintreffen und von
der fünfzigprozentigen Fraktion an die Erfüllung des Berliner
Paktes erinnert werden. „Mit allen Mitteln dürfte dann
der Verſuch gemacht werden, die Deutſchnationalen in die Regie-
rung einzubeziehen, obwohl die Hergt und Konſorten immer wieder
im Lande erklären, daß ihr Eintritt in die Regierung nur den
Sinn hat, die Erfüllungspolitik zu bekämpfen. Die
Antwort des Zentrums und der Demokraten auf das Verlangen
der Volkspartei, die Deutſchnationalen in die Regierung auf-
zunehmen, iſt alſo gegeben. Jſt die Kriſe Mitte Oktober dennoch
unvermeidlich, dann muß das Volk vor die Wahl geſtellt werden,
ob es den Bürgerblock und neues Elend will, oder ob es eine Re
gierung erſehnt, die Deutſchland langſam, aber ſicher dem Wieder-
aufſtieg vntgegenführt.

Drei namhafte Wiſſenſchaftler, zum Teil aus konſervativem poli
tiſchen Lager, geben zur Frage der Kriegsſchuld und zur „Methode“
Streſemann folgende Erklärung ab, die wir uns vornehmlich im
dritten Abſchnitt zwar nicht zu eigen machen, die wir aber trotzdem
aus informatoriſchen Gründen hier folgen laſſen:

Die Unterzeichneten, die in Anſpruch nehmen dürfen, daß ſie in
dem Kampf gegen die Kriegsſchuldlüge in der erſten Reihe ge-
fochten haben, ſehen es als ihre Pflicht an, heute öffentlich zu er
klären, daß die Erzwingung einer Diskuſſion durch Regierungs
erklärungen ihnen nicht der richtige Weg ſcheint, um in der Welt
meinung der Wahrheit zu einem baldigen Siege zu verhelfen, da
auf dieſem Wege politiſche Kräfte auf den Kampfplatz gerufen wer
den, deren Jntereſſe es nicht ſein kann, die Wahrheit aufzudecken.
Der beſte Weg, um in dieſer ſo unermeßlich wichtigen Frage zum

3 zu gelangen, iſt die Fortſetzung der internationalen wiſſen
ſchaftlichen Diskuſſion.

Wir dürfen uns darauf berufen, daß unſere Arbeit in dieſer Art



bereits beachtliche Früchte gezeitigt hat. Jn England, in Ame-rika und ſogar in Frankreich tritt ein Schriftſteller nach dem
anderen in die Oeffentlichkeit, der erklärt, daß er ſich von der
Nichtigkeit der Verſailler Behauptung überzeugt habe.
klärung des Reichskanglers Marx, wie ſie in der Preſſe veröffent-
licht worden iſt und die nur wiederholt, was der Reichskanzler
Bauer im Juli 1919 im Namen der Deutſchen Nationalverſamm-
lung a ſprochen hat, wird, wie wir nicht zweifeln, einen neuen
kräftigen Anſtoß für die Fortſetzung dieſer Diskuſſion geben. Das
darf uns u räh genügen, bis der h gekommen iſt, wowir erwarten gen den Antrag auf Einſetzung einer inter-
nationalen Unterſuchungs kommiſſion mit Erfolg
ſtellen zu können.

Es iſt für uns ſelbſtverſtändlich, daß wenn die Frage des Ein-
tritts des Deutſchen Reichs in den Völkerbund zur Entſcheidung
kommt, Deutſchland den Antrag nicht ſtellen kann, ohne ſeine Auf-
faſſung der Kriegsſchuldfrage den Mächten, mit denen es ſich ver-
bünden ſoll, amtlich zur Kenntnis zu bringen. Das iſt ein Gebot
der Loyalität und der Ehrlichkeit. Das Deutſche Reich darf nur
mit offenem Viſier kämpfen.

Wir ſind in der Lage, folgende Sätze unter Beweis zu ſtellen:
1. Das Deutſche Reich war 1914 nicht entfernt in dem Maße ge

rüſtet, wie es ſeine Volks und Wirtſchaftskräfte erlaubt hätten.
2. Die ruſſiſche und die franzöſiſche Regierung waren zum Krieg

entſchloſſen, ehe Deutſchland den Krieg erklärt oder auch nur mobi-
lifiert hatte. d

3. Die ongebliche Zurückziehung der franzöſiſchen Truppen 10
Kilometer von der Grenze hatte nicht den Zweck, den Krieg noch zu
vermeiden, ſondern die Welt in den Glauben zu verſetzen, daß
Deutſchland der Angreifer ſei.

Profeſſor Hans Delbrück. Graf Max Montgelas.
Dr. Paul Rohrbach.

Poincare mit dem Stahlhelm.
Paris, 15. September. (Radiomeldung.)

Der frühere Miniſterpräſident Poincaré hielt am Sonntag
in Sedan eine Denkmalsrede, in der er u. a. erklärte: „1918 mußten
die Deutſchen auf offenem Schlachtfelde kapitulieren. Ein Drittel
chrer Armee ließen fie an Toten, Verwundeten und Gefangenen
in unſeren Händen. Sie waren es, die Marſchall Foch um Gnade
anflehten für den Reſt ihrer Truppen. Nur der Hochherzig-
keit der Alliierten verdankt es Deirtſchland, daß ihm die
größte militäriſche Kataſtrophe, die man jemals erlebt hätte, er-
ſpart blieb. Die Alliierten haben für das Recht (ſiehe Ober-
ſchleſien, Eupen, Memelland, Danzig, Saargebiet uſw.) gekämpft,
und ſie glauben, daß es genüge, wenn dem Recht Genugtuung
widerfahre. Deutſchland aber, das auf dem Schlachtfelde vor ſechs

verſchont wurde, vergißt heute allzuſchnell, daß man es
ſchonte. Es wäre unſer damaliges Recht geweſen, ihm ſchwerere
Bedingungen aufzuerlegen (1) als die. die es angenommen und
unterſchrieben hat. Aber es muß jetzt verlangt werden, daß wenig-
ſtens dieſe Bedingungen erfüllt werden, die Deutſchland unſerer

igkeit verdankt, und daß es nicht ſtändig den unerträg-
lichen Wunſch zum Ausdruck bringt, ſie zu revidieren.

Die franzöſiſchen Schulden in Amerika.
höhe, Verzinſung and Rückrzahlung.

Paris, 15, September. (Eig. Drahtbericht.)
Preſſemeldungen aus Waſhington beſagen, daß in der letzten

S zwiſchen dem Mitglied der amerikaniſchen Schuldenkommiſſion
duard Hurley und franzöſiſchen Amtsſtellen ge-

legentlich einer Reiſe Hurleys nach Frankreich Verhandlungen überdie Frage der Konſolidietun und Rückzahlung der franzöſiſchen
gen an Amerika ſtattgefunden haben. Hurley hat in dieſer
Frage einen Plan ausgearbeitet und dieſen nach ſeiner Rückkehr
dem amerikaniſchen Schatzſekretär Mellon und Herrn Hoover zur
Prüfung vorgelegt. Dieſer Plan ſieht eine Rückzahlung der fran
zöſiſchen Schuld in 63 bis 67 Jahren nget einem fünfjährigen voll-
kommenen ratorium voraus. Die Geſamthöhe der franzöſiſchen
Rückzahlungen, abgeſehen von den Zinsſummen, wird mit
3 300 000 000 Dolkars angegeben. Die Verzinſung nach
dem Hurleyſchen Plan ſoll 21 Prozent betragen, die
Jahreszahlungen für die Rückzahlungen, die nach
fünf Jahren einſetzen würden, werden in dem Hurleyſchen Plan
nach zwei verſchiedenen Formen ins Auge gefaßt: Entweder feſte
Jahreszahlung von 100 Millionen Dollars oder ſteigende Jahres-
zahlungen, wobei nach dem zwanzigſten Jahre die Summe von
100 Millionen Dollars überſchritten werden würde. Wie der
„Temps“ mitteilt, ſieht der gleiche Plan voraus, daß die Ver-
einigten Staaten evtl. die Hälfte der franzöſiſchen Jahreszahlungen,
d. k. 50 Millionen Dollar jährlich, in Bons für die franzöſiſche
Jnduſtrie verwerten würden, die eine Elektrifizierung der franzö
ſiſchen und belgiſchen Eiſenbahnen ermöglichen ſollen.

Faſeiſtiſche Vergeltungsakte. Die Ermordung des faſciſtiſchen
Abgeordneten Caſalini durch einen angeblichen Rächer Matte-
ottis hat eine Verſchärfung der italieniſchen Kriſe ausgelöſt. Die
Faſciſten üben in der Provinz Vergeltung. Jn Mailand haben ſie
die ſozialiſtiſchen Bureaus und die ſozialiſtiſche Zeitung „Giuſtizia“
geſtürmt und dann verbrannt.

Die Er

55 Jahre Zuchthaus
9 Jahre Gefängnis.

Furchtbare Strafen gegen Opfer des Ruth Fiſcher-Scholem
Wahuſinns.

Leipzig, 18. September. (Eig. Drahtbericht.)
Vor dem Staatsgerichtshof in Leipzig wurde am Freitag und

Sonnabend gegen folgende 11 Elberfelder Kommuniſten, den Bau-
handwerker Otto Michels, den Kaufmann Rudolf Plemm, den
Hilfsarbeiter Wilhelm Schurff, den Maurer Wilhelm Becker, den
Maurer Emil Ruſch, den Schloſſer und Heizer Friedrich Groß, den
Schloſſer Emil Salewfki, den Arbeiter Otto Zins, den Zuſchläger
Friedrich Gitting, den Arbeiter Heinrich Engels und den Schmied
Otto Elbers wegen Vergehens gegen das Geſetz zum Schutze
der Republik und wegen Verbrechens des Hochverrats,
Raubes, Totſchlags uſw. verhandelt. Die Angeklagten ſind
meiſt jünmngeren Alters und zum Teil ſchwer vor beſtraft.
Sie haben als Mitglieder der Kommuniſtiſchen Partei und An-
gehörige der ſogenannten Terror-Organiſationen der KPD. ſich
dadurch Waffen beſchafft, daß ſie einzelne Sipobeamte über-
fallen und mit Piſtolen bedroht haben. Bei einem dieſer Ueber-
fälle witrde ein Sipobeamter erſchoſſen. Die Angeklagten er
klärten ihre Handlungsweiſe-damit, daß ſie bei einem Losſchlagen
der faſciſtiſchen Verbände zur Gegenwehr bereit ſein wollten. Jn
Wirklichkeit beabſichtigte die KPD. damals, ihr Programm, den
Sturz der Reichsregierung und die Errichtung der
Räterevublik nach ſowjetruſſiſchem Muſter, durchzuführen.
Die Oberleitung lag in den Händen Michels. Die Terror-
gruppe der KPD. wurde von Plemm geführt, der unumwunden
alles zugab, was die Anklageſchrift annimmt und als erwieſen
betrachtet. Er betonte aber, daß mit den Ueberfällen gegen die
Polizeibeamten kein Angriff auf deren Perſon, ſondern lediglich
die Erlangung ihrer Waffen beabſichtigt war. Dem Pvolizei-
beamten wurde die Piſtole auf die Bruſt geſetzt und die Waffen,
Gummiknüppel ſowie Signalpfeife abgenommen. Bei dem letzten
dieſer Ueberfälle hat der Angeklagte Elbers den Polizeibeamten
Käſe erſchoſſen. Käſe iſt aus unmittelbarer Nähe mitten ins
Herz getroffen worden. Elbers behauptet, daß er nicht die
Abſicht gehabt habe, den Beamten zu töten, und daß der Schuß von
ſelbſt losgegangen ſein müſſe. Seinen Mitangeklagten gegenüber
hat er allerdings auf Vorhaltungen angegeben daß er den Polizei
beamten erſchoſſen habe, weil dieſer ihn mit dem Revolver bedrohte.
Es ſteht jedoch feſt, daß die Piſtole des Polizeibeamten nach ſeiner
Erſchießung noch in der Piſtolentgſche war. Die Elberfelder
Terrorgruppe war mit allen erdenklichen Mordwerkzeugen aus
gerüſtet. Bei einer Hausſuchung in der Wohnung des Plemm
wurden gefunden: 72 Revolver, 88 Gewehrpatronen, 2 Polizei
ſeitengewehre, 2 Dolchmeſſer und 3 Polizeipiſtolen. Bei Gitting
wurden 2 Piſtolen und 145 Schuß Gewehrmunition und bei
Schurff 2 Gewehre, Gummiknüppel und 41 Gewehrſchuß gefunden.
Die Angeklagten geben an, daß dieſe Waffen und Munition teils
vom Kriege, teils vom HKapp-Put ſch her und teils von den
Ueberfällen ſtammen.

Nach anderthalbſtündigem Plai doyer beantragte der Reichs-
anwalt gegen die Angeklagten folgende Strafen: Michels
12 Jahre Zuchthaus, Plemm 12 Jahre Zuchthaus. Groß 11 Jahre
Zuchthaus, Schurff 7 Jahre Zuchthaus, Becher 11 Jahre Zuchthaus,
Ruſch 11 Jahre Zuchthaus, Salewſki 4 Jahre Gefängnis und
200 Goldmark Geldſtrafe, Zins 4 Jahre Gefängnis und 200 Gold-
mark Geldſtrafe, Ditting 3 Jahre Gefängnis und 200 Goldmarf
Geldſtrafe und Engels 3 Jahre Gefängnis und 200 Goldmarf
Geldſtrafe.

Eſbers, der den Elberfelder Sipobeamten Käſe erſchoſſen hat,
ſoll mit 12 Jahren Zuchthaus beſtraft werden. Der Antrag des
Oberreichsanwalts lautet ferner dahin, den Angeklagten je 6 Mo-
nate Unterſuchungshaft anzurechnen.

Leipzig, 13 September. (Eig. Drahtbericht.)
Die Urteilsverkündung im Elberfelder Kommuniſtenprozeß er

folgte am Sonnabendabend 716 Uhr nach faſt dreiſtündiger Be
ratung des Staatsgerichtshofe. Senatspräſident Dr. Richter
begründete das Urteil wie folgt: Die Verurteilung der Angeklag-
ten erfolgte wegen Vorbereitung zum Hochverrat,
Raub bzw. Beihilfe dazu und Vergehens gegen die Republik
ſchutzgeſetze. Bezüglich der vorhandenen Waffen und Munition
konnte der Stagatsgerichtshof nicht zur Ueberzeugung gelangen, daß
es ſich bei den vorgefundenen Mengen von Waffen und Munition
um ein Waffenlager im Sinne des Geſetzes handele, vielmehr war
es lediglich unbefugter Waffenbeſitz, der den Verordnungen ent-
ſprechend hätte angemeldet werden müſſen. Der Staatsgerichts-
hof nahm außerdem bei den vier Ueberfällen nicht Tateinheit an,
weil vor jedem Ueberfall eine genaue Beſprechung und Jnſtruktion
der einzelnen Täter ſtattgefunden hatte.

Die Strafen lauteten: Michels erhielt 12 Jahre Zucht-
haun s, Plemm 12 Jahre Zuchthaus und 300 Goldmark Geldſtrafe
Groß 11 Jahre Zuchthaus und 300 Goldmark Geldſtrafe, Schurff

Schreckensurteile gegen Moskauer Opfer.
7 e Zuchthaus und 200 Goldmark Geldſtrafe, Becker 5 Jahre
Zuchthaus, Ruſch 10 Jahre Zuchthaus, Salewſki 4 Jahre Gefäng-
nis und 200 Goldmark Geldſtrafe, Zins 4 Jahre Gefängnis und
22 Goldmark Geldſtrafe, Gitting 114 Jahre Gefängnis und
100 Goldmark Geldſtrafe, Elbers 10 Jahre Zuchthaus. Die An
geklagten haben ſämtliche Koſten des Verfahrens zu tragen. Jedem
wurden 5 Monate Unterſuchungshaft angerechnet.

Die verurteilten Kommuniſten ſind nicht Führer; ſie ſind auch
weniger Geführte als Verführte. Wären ſie ſich der Trag-
weite ihrer Handlungsweiſe bewußt geweſen, ſo hätten ſie ihre
Aktionen unterlaſſen. Sie waren von vornherein zum
Mißerfolg verurteilt, ſie mußten zu dem Ende führen,
das ſie tatſächlich genommen haben. Die Angriffe waren Wahn
ſinnstaten Verblendeter, und die eigentlichen Angeklag-
ten in dieſem Prozeß ſind wie in ſo vielen anderen Kommu-
niſtenprozeſſen der letzten Zeit die Moskauer Zentrale
der Kommuniſten und ihr Exekutivorgan in Deutſch-
land, das willenlos die Methoden eines Sawinkow
nach Deutſchland verpflanzt, obwohl es genau wiſſen muß, daß ſie
in Deutſchland noch weniger Ausſicht auf Erfolg haben als in Ruß-
land. Ein Sawinkow wird in Rußland zum Tode verurteilt,
die Georgier werden aufs grauſamſte niedergemetzelt.
An den Moskauer Bluturteilen gemeſſen, iſt das Urteil des
Staatsgerichtshofs milde und man wendet ſich mit Ekel von
der „Roten Fahne“ ab, die das tragiſche Schickſal der elf ver-
urteilten Kommuniſten zu ihrem üblichen unaufrichtigen Theater
mißbraucht. Die Ha uptſchuld an dem Geſchick der Verurteil-
ten trägt die Parteileitung der KPD. und die Zentrale in Moskau,
die ihre Mitglieder zu derartigen Wahnſinnstaten aufſtachelt.

Auf der anderen Seite iſt es allerdings ein ganz unhalt
barer Zuſtand, daß die Gerichte überall da, wo es ſich um
kommuniſtiſche Empörer handelt, mit voller Strenge zum Straf-
vollzug ſchreitet, während man dem Empörer aus dem rechts
radikalen, monarchiſtiſchen Lager eine Vorzugs-
ſtellung einräumt. Während ſelbſt ein ſo vorſichtiges Forum wie
der Heidelberger Juriſtentag die bayeriſche Gerichtsbarkeit als
vollkommen unmöglich bezeichnet, trägt man ſich nach unwider-
ſprochenen Meldungen im Staatsgerichtshof mit dem Gedanken,
den Prozeß gegen die Organiſation Conſul, der nun ſchon
ſeit Jahr und Tag der Erledigung harrt, eben dieſen baye-
riſchen Gerichten zu überantworten. (1) Mit welch
unverantwortlicher Milde auch ſonſt rechtsradikale Vorbereitungen
zum Hochverrat und Putſchverſuche behandelt wurden, iſt bekannt.
Durch dieſes zweierlei Maß, mit dem die Hochverräter be
handelt werden. je nach dem Lager, aus dem ſie ſtammen, muß
im Volke der Glaube erweckt werden, daß die Republik vor
den Gerichten keinen hinreichenden Schutz findet, wenn ſie von
Monarchiſten angegriffen wird. Daß dieſes Gefühl revol
tierend wirkt und viele in das linksradikale Lager treibt,
iſt nur zu verſtändlich. Jnſofern iſt auch die Juſtiz nicht ſchuld-
frei an tragiſchen Geſchicken, wie ſie den Staatsgerichtshof im
Elberfelder Kommuniſtenprozeß beſchäftigt haben.

Die „Volksbefreier“ als Strolche.
Deſſan, 15. September. (Radiomeldung.)

Hier kam es geſtern zu Zuſammenſtößen zwiſchen rechts
und linksgerichteten Hreiſen. Den Anlaß hierzu gab der „An-
haltiſche Frontſoldatentag“, der ſich teilweiſe im
Hofe der Kaſerne, die mit Reichswehr und Schutzpolizei belegt iſt,
abſpielen konnte. Wieviel Verwundete zu beklagen find, läßt fich
bisher noch nicht ſagen.

Die „Berliner Montagspoſt“ meldet über die Vorgänge in
Deſſau u. a.: Schon bei dem Parademarſch, den Sixt v. Arnim
abnahm, kam es zu einem Zwiſchenfall. Ein vorbeimarſchierender
halliſcher (1) Stahlhelmmann rief einem Zuſchauer, der das
Abzeichen des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold trug, das Schimpf
wort „Moſtrich“ zu. Der Reichsbannermann antwortete: „Frei
Heil Darauf ſtürzte ſich eine Meute von Stahlhelmleuten
auf den Frei-Heil-Rufer und mißhandelte ihn und die Umſtehen
den in ſchlimmſter Weiſe. Die Polizei war machtlos. Die Be
völkerung nahm für das mißhandelte Reichsbannermitglied Partei.

Am Abend kam es in verſchiedenen Stadtteilen zu neuen Un
ruhen, die ein Eingreifen der Polizei notwendig machten.
W Schiſſe wurde ein Arbeiter und ein Wehrwolfmitglied ver
wundet.

Wo die „nationalen“ Strolche in Maſſen auftreten, da gibt es
natürlich Ausſchreitungen. Man vergleiche damit die muſtergültige
Diſziplin der Republikantſchen Tage.

hHeine Bild.
Von Anna Juſſen.

Gelbe Roſen ſenden ſchwerſüßen Duft in die blaue Juninacht.
Groß, weit öffnen ſie ſich wie Schalen, bleichglänzende Schalen,
die Köſtliches empfangen wollen.

Jm weichen Himmelsdunkel ſtrahlt die Venus ſo geheimnisvoll,
wie das Auge Gottes. Mondlicht füllt zauberiſch die blühende,
lächelnde, nächtliche Erde. Endlos liegt das niederrheiniſche
Land, gebreitet in dieſem Glanze, wie ein Silbertuch, das, ſo groß
wie der Himmel über ihm, herabfiel vor Schönheit ſtrahlend. Nur
ein paar Pappelreihen, ein paar Dörfchen, ſonſt flaches, blühendes
Land: Wieſen, Getreidefelder. Ein wundervolles Land, ein ſtarkes,
ein mächtiges Land: Tief iſt die Stille und dennoch ſeltſam er-
regt, voll verſteckter Glut, voll dunkeltiefer Qual, voll einer ver-
zehrenden Sehnſucht! Das iſt der gelben Roſen Duft, iſt der
ſchneeweißen Lilien betäubende Süße. Nein, es iſt die Macht des
niederrheiniſchen Landes, die die Seelen nie verläßt. Und zieht, der
hier geboren, fort, über Länder, über Meere, immer iſt die ſtille
Größe dieſes Landes in ihm und lockt und lockt: er muß zurück

Da iſt eines Dichters Antlitz, meines einzigen Dichters. Bleich
iſt dieſes Dichters Antlitz, von der feinen Bläſſe der gelben Roſen,
deren Duft die Nacht erfüllt. Die ſpöttiſchen Augen blitzen ſcharf
in die Unendlichkeit, dieſe Augen, die gefürchtet waren, wie keines
Königs abſolute Macht. Der feine, geiſtvolle Mund lächelt in
Bitternis und Hohn, dieſer Mund, der Worte ſprach, die Mauern
niederriſſen und Ketten zerbrachen. Schmerz iſt um dieſen un-
endlich feinen, unendlich ſchönen Dichtermund.

Heinrich Heines Heimatsſehnſucht irrt durch die ſchöne Juni-
nacht am Niederrhein. Auch ihn verließ es im Leben nie, das
Heimatwehe, der Heimatſchmerz. Er, der ſein Land ſo tief, ſo rein
geliebt, wie ſelten ein Menſch, der es in ſeinen Träumen empor
trug zur Freiheit, der ſeine Fürſtenſzepter zertrat, der über
Deutſchland ahnungsreich die ſchwarzrozgoldene Flagge wehen ſah.
Dafür trug er den Haß der Fürſtenknechte, der kleinen Knechts-
ſeelen, käuflich für Titel und Orden. Ah, dieſer Haß, der erblich
iſt, der fortlebt und heute noch Gehirne verkleiſtert, die wähnen
Wotans Erben zu fein

„Jch bin das Schwert, ich bin die Flammel“ Sprach es dein
Mund, hinein in dieſe blauſchattende Nacht, großer Dichter
Goldfunkelnd glühen ſie, trennen ſie am Himmelrund, unübertreff-
lich, ewig, der Menſchheit Führer. Heinrich Heines Bild war
in der Juninacht. Nun iſt es fort, es blinken die leuchtenden
Worte. Heinrich Heine, deinem Gedenken die gelben Roſen der
Juninacht, und all die weißen Lilien. Dir ein Denkmal aus Roſen,
aus Pappelrauſchen, aus der Felder ſtillem Gebet, aus der Venus
ewigem Glanz, aus allem, was da ſchön und groß iſt auf Erden.

„Großvaterle, hupf
Von einem alten Miniſterialrat und areißig völkiſchen Studentlein.

Von Max Eck-Troll.
Es war einmal ein kleiner, mutwilliger Junge, der mußte jeden

Tag ſeinen 70jährigen Großvater ſpazieren führen, weil der Groß-
vater ſo tapperiſch, kurzſichtig, ja, faſt blind war, daß er ohne Fith-
rung ſich nicht mehr auf die Straße wagen konnte.

Letzthin hatte es in der Nacht ſo platzgeregnet, daß auf der
Straße ſich große Waſſerlachen gebildet hatten. Um ſeinen Groß-
vater vor naſſen Schuhen und Rheumatismus zu bewahren, rief
der Kleine, wenn ein kleiner See ſich zeigte:

„Großvaterle, hupf ein See!“
Großvaterle folgte prompt dieſer Aufforderung. Es war ein zu

lomiſcher Anblick, wenn der alte Tappergreis ſich ungelenkig bückte,
um zum Sprung anzuſetzen.

Beſonders dem kleinen Jungen machte dieſes unbeholfene
Hüpfen große Freude. Und da faſt alle Jungen nicht nur ſträf-
licherweiſe gerne Tiere quälen, ſondern auch ein tiefes Verſtändnis
für alle Clownerien aufbringen, kommandierte der böſe Bub
ſeinem alten Großvater:

„Großvaterle, hupf!“ wenn gar keine Waſſerlache in Sicht war.
Kürzlich, als tagelang kein Tropfen Regen gefallen war, der
Himmel in tiefſtem Blau erſtrahlte, die Sonne ihre goldenen
Strahlen zur Erde niederſandte und die Straße völlig trocken da-
lag, ſah ich ſchon von weitem die zum Lachen reizenden Sprünge
des Greiſes. Und beim Näherkommen hörte ich die Befehle des
kleinen Lauſejungen:

Großvaterle, hupf!

Jch nahm den Jungen bei den Ohren und machte ihn auf das
Ungehörige ſeines Tuns nachdrücklich aufmerkſam.

o

Dreißig völkiſche Studentlein entrüſteten ſich über eine „Nie-
wieder-Krieg-Rede“ des Heidelberger Gelehrten Dr. Gumbel, des
Verfaſſers von „Vier Jahre Mord“, und von den Rechtsputſchiſten
wohlgehaßten Repuhblikaners
Dreiß g völkiſche Heidelberger Studentlein kommandierten nach
Karlsruhe dem für die Heidelberger Univerſität zuſtändigen alten
Miniſterialrat:

„Großvaterle, hupf!
Und prompt wie der älte Tappergreis in der vorhin erzählten

Geſchichte vom kurzſichtigen Großvater und ſeinem frechen Laus-
buben von Enkel ſetzte prompt der alte Miniſterialrat von Karls
ruhe ungelenkig zum Sprung an und verbot dem Gelehrten Dr.
Gumbel die weitere Lehrtätigkeit an der Heidelberger Univerſität.

Klügere Leute machten dieſe Voreiligkeit wieder gut.
Aber iſt es nicht das Typiſche in unſeren deutſchen Miniſterien:

Kommandiert irgendein deutſchvölkiſches politiſches Embryo:
„Broßvaterle, hupfl“, gleich ſetzen die alten Geheimräte und
Miniſterialräte zum Sprung an.

Wo ſind die Männer, die die Jungens beim Ohr ſchütteln und
zurechtweiſen und wo die republikaniſchen Stagtsmänner. die die
alten bei jedem Kindergeſchrei hüpfenden Großväter aufs Altenteil
ſetzen

Halnſches Theater und Ranges
„Die Fahrt nach Orplid.“

erſten Male „Die Fahrt nach Orplid“, ein Auswandererdrama
in 8 Aufzügen von Wilhelm Schmidtbonn in Szene. Das in der
Not der Kriegs und Nachkriegszeit geborene Drama ging ſchon an
mehreren Bühnen über die Bretter, kürzlich erſt mit großem Er-
folg am Neuen Theater in Dresden. Die Hauptrollen liegen in
den Händen der Damen Marianne Mierſch und Frau Elſe Rochel
Müller ſowie der Herren Günzel, Henſel und Tiedemann. Spiel
leitung: Oskar v. Xylander.

Stadttheater. Heute, Montag, 77 Uhr: „Emilig Galotti“ mit
Marianne Mierſch in der Titelrolle. Dienstag: Othello in der
Beſetzung der Erſtauffiührung. Mittwoch: „Die Fahrt nach Or-
plid“. Donnerstag: erſte Wiederholung von „Triſtan und Jſolde“

Freitag
Sonnabend: „Fauſt“,

mit Kammerſänger Dr. Oskar Bolz a. G. als Triſtan.
752 Uhr: „Die Frau von vierzig Jahren“.

Am kommenden Mittwoch geht zum
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Schweden vor der Wahl.
(Von unſerem Stockholmer Korreſpondenten.)

Die Wahlzeit der im Jahre 1921 gewählten ſchwediſchen Zweiten
Kammer iſt abgelaufen und in der zweiten Hälfte dieſes Monats

der Wahltag iſt in den einzelnen Bezirken verſchieden wählt
das ſchwediſche Volk den ausſchlaggebenden Teil ſeines Parla-
ments neu. Der Wahlkampf iſt im vollen Gange, Preſſe und Ver
ſammlungen heben Abend für Abend darüber ſind ſich alle Par
teien einig die außerordentliche Wichtigkeit gerade dieſer Wahl
hervor. Ganz Schweden iſt in Spannung, in Wahlfieber. Mit
Recht, denn dieſe Wahl entſcheidet: ob eine neue ſozialdemokratiſche
Regierung das von der erſten ſchwediſchen Sozialiſten Regierung
Branting begonnene Werk ſozialer Reformen fortſetzen oder
eine neue rechtsliberale Regierung zum Kampf gegen die Arbeiter

und ihre ſchwer erkämpften Errungenſchaften erſtehen
oll.
Das iſt zuſammengefaßt das für die Zukunft Schwedens ent

ſcheidende Thema, hier Reaktion hier Sozialdemokratie, iſt die
Scheidung des Wahlkampfes. Wohl gibt es zwiſchen den Konſer-
vativen, den „Högern“ und der Sozialdemokratie noch eine ganze
Anzahl liberaler Parteien, aber zum Teil, wie der „Bauernbund“
und in einzelnen Diſtrikten die Liberalen, ſtehen ſie im direkten
Wahlbündnis mit den Konſervativen, zum anderen Teil, wie die
„Freiſinnigen“, ſind ſie gewillt, bis zu einer ziemlich weiten Grenze
mit der Sozialdemokratie mitzugehen. Unerheblich ſind die Kom
muniſten, ſie werden auch dadurch nicht größer, daß ſie ſich zu zwei
Parteien „vervollkommnet“ haben und mit der Parole „für“ oder
„wider“ Moskau ihren privaten Wahlkampf aufmachen. Weder die
ſchwediſche Sozialdemokratie noch die Gewerkſchaften fürchten ſie
mehr, ihr Nährboden war die große ſchwediſche Arbeitsloſigkeit der
Nachkriegszeit, und je mehr dieſe zurückgeht, kommen die Arbeiter
zur Befſinnung und verlaſſen die radikalen Splitterer.

Es iſt das Schickſal der ſozialen Reformen, die das in voller Ar
beit bekanntlich Frühjahr 1923 zugunſten eines konſervativen Kabi
netts geſtürzte Miniſterium Branting eingeleitet hatte, um das die
Entſcheidung geht. Das konſervative Kabinett hat nicht gewagt,
dieſe Arbeiten rückgängig zu machen, aber es hat ſie nicht vollendet,
hat ſie von Beratung zu Beratung „ſchweben“ laſſen, unter der
Maske „eingehender Erwägungen“ und „neuer Materialnachprü-
fung“ ſind alle die der Rechten unbehaglichen Regierungsentwürfe
des ſozialiſtiſchen Vorgängers eben Entwürfe geblieben. So liegt
von der Regierung Branting ein großzügiger Arbeitsloſenver
ſicherungsgeſetzVorſchlag vor, der der Verwirklichtung harrt, ein
durchgreifender Entwurf über das Mitbeſtimmungsrecht der Ar
beiter im Betriebe, ein Bodenreformplan zugunſten der Klein-
pächter und -bauern, eine Schulreform. Der Achtſtundentag iſt
noch immer „proviſoriſch“, wie er 1921 als Kompromiß zwiſchen
der ſozialiſtiſchen Minderheits Regierung und der bürgerlichen Par
lamentsmehrheit zuſtande kam. 1928 wurde das Proviſorium auf
drei Jahre, bis 1926, verlängert, und die Rechte hat im Wahlkampf
die Parole ausgegeben, 1926 den Achtſtundentag wieder zu beſei
tigen. Jhr Kampf gilt der endgültigen Vernichtung des Bran-
tingſchen Betriebsratsvorſchlages, die Großbauern ſind an die
Rechte durch die Angſt vor dem ſozialdemokratiſchen Bodenreform-
plan gefeſſelt, Arbeitgeber und Handwerker ſucht man einzufangen
mit der Bezeichnung der feſtgefügten, ſtarken ſchwediſchen Gewerk-
ſchaften als „des Landes größter Truſt“. Man hofft im ſchwedi-
ſchen Bürgertum noch immer, zu vollenden, was ſchon 1914 und
1921 nicht mehr gelang: durch KautſchukStrafbeſtimmungen gegen
„geſellſchaftsgefährliche Streiks und Blockaden“ das Streikrecht zu
knebeln. Die Wahlparole der Rechten iſt natürlich, zur Verdeckung
der nüchternen, nackten Klaſſenintereſſen, für die Höger, Bauern
bund und Rechtsliberale in den Kampf gezogen ſind, vaterländiſch,
patriotiſch zurechtgeputzt darin ſcheint die Reaktion in allen
Ländern gleich zu ſein und man hat, beſonders um die Klein
bauern der mit der Sozialdemokratie ſympathiſierenden „Frei
ſinnigen Volkspartei“ für die Rechte zu gewinnen, das Verteidi
gungsproblem in den Vordergrund geſchoben. Bekanntlich waren
dem Parlament drei Heeresreformvorſchläge zum Budgdt einge
reicht geweſen, ein Regierungsvorſchlag, ein liberaler und ein ſo
zialdemokratiſcher, die alle drei keine Mehrheit fanden und nun mit
im Brennpunkt des Wahlkampfes ſtehen, wobei plötzlich die Diffe
rengen zwiſchen dem Regierungsvorſchlag der Rechten und dem
liberalen unerheblich geworden ſind, während der ſozialdemo-
kratiſche das Land „entmannen“ ſoll. Jn Wirklichkeit handelt es
ſich hier um ein typiſches bürgerliches Wahlmanöver, das verhin-
dern ſoll, daß die Wähler über die ſozialen und ſteuerlichen Fragen,
die zur Entſcheidung ſtehen, nachdenken. Der außenpolitiſche und
prinzipielle Grund, auf dem die Vorſchläge aufgebaut ſind, iſt
nämlich derſelbe: Möglichkeit zur Verteidigung des Landes mit
eigenen, wenn es ſein muß, bewaffneten Kräften. Der Unterſchied
des ſozialdemokratiſchen und bürgerlichen Militärbudgets iſt mehr
militäriſch. Der ſozialdemokratiſche Plan legt Hauptwert auf
Moderniſierung der Küſtenverteidigung und Flotte, während der
bürgerliche zahlreiche langdienende Jnfänterie vorſieht.

So mußte dieſe urſprünglich als Hauptnummer gedachte Waffe
der Rechten im Wahlkampf verſagen und immer mehr müſſen die
konſervativen und liberalen Agitatoren im Wahlkampf in ſozialer
Hinſicht Farbe bekennen, eine Entwicklung, die auf einen günſtigen
Ausgang des Kampfes für die Sozialdemokratie hoffen läßt. Jn
der zur Wahl ſtehenden Zweiten Kammer hatten die Sozialdeme-
kraten 99 von 230 Sitzen, ein kraftvoller Ruck kann ihnen in der
neuen Kammer wohl die Grundlage einer Erneuerung der Regie-
rung Branting in feſterer, ſtärkerer Form geben.

„Fall àLeinert“.
Eine poſtume Erklärung.

Der Oberbürgermeiſter von Hannover, Genoſſe Leinert, kam
auf der Rückkehr von der Vorſtandsſitzung des Preußiſchen Städte-
tages in Gleiwitz durch Berlin. Ein Redakteur des Sozialdemo-
kratiſchen Parl.Dienſt hatte Gelegenheit, mit ihm über den ſo
genannten „Falr Leinert“ eingehend zu ſprechen.

Genoſſe Leinert erklärte, er habe vom erſten Augenblick an auf
das bekannte Abbauangebot durch „den Zweiten Bürgermeiſter
Fink betont, daß das Angebot nur dann in Kraft treken könne,
wenn der Vertrag in allen ſeinen Teilen genehmigt werde.
Werde der Vertrag auch nur in einem Teil nicht genehmigt,
dann ſei er nicht i g. Ein Antrag Leinerts auf Ausſcheiden könne
erſt erfolgen, wenn eine Genehmigung in allen Teilen erfolgt ſei.
Eine ſolche Genehmigung ſei natürlich für jeden denkenden Men-
ſchen von vornherein ausgeſchloſſen. Ein Antrag auf Aus
ſcheiden, der nur an den Magiſtrat hätte gerichtet werden können,
iſt von Leinert nie geſtellt worden.

Bei den ganzen Vorgängen hat es ſich, ſo betont Leinert, nur
um Vorver handlungen gehandelt zu dem alleinigen Zweck,
die ganze ekelhafte und nervenzerſtörende Hetze bis zu dem Punkte
gehen zu laſſen, wo der Wille der Jnkriganten vor aller Welt feſt-
ſtand, daß ſie auch vor einer finanziellen Schädigung der Stadt,
lediglich zum Zwecke ſeiner Beſeitigung, nicht zurückſchrecken wür
den. Das rechtsungültige Manöver habe ſich ſelbſt ad absurdum
führen müſſen. Die Erwägung darüber, ob ein rechtsgültiger An-
trag auf Ausſcheiden geſtellt werden ſollte, war der Entſchließung
der Partei durchaus vorbehalten geblieben.

Nie beſtand, betonte Leinert weiter, auch nur die leiſeſte Abſicht,
irgendeine Entſcheidung vhne Fühlungnahme mit der Partei zu
treffen. Ein bloßes Angebot zu einem Vertrag hätte zur De

maskierung des Jntrigenſpiels nicht genügt. Man hätte ein ſolches
Angebot nachträglich nicht ernſt gemeint gedeutet. Der in ſich un
t und rechtsungültige Vertrag dagegen iſt jetzt zum erſten-
ma ein vollgültiger Beweis für den Mißbrauch der Abbau-
beſtimmungen, und als ſolcher eine wertvolle politiſche Waffe für
die Sozialdemokratie. Daß der Vertrag, zu deſſen Abſchluß ein
gewiß nicht ganz ungefährlicher Weg beſchritten werden mußte,
dem Unterzeichner nie einen Pfennig einbringen konnte,
verſtände ſich von ſelbſt. Es ſei lächerlich, auch nur ein Wort
darüber zu verlieren. t

Dazu bemerkt der Sozialdemokratiſche Parl.-Dienſt:
Es iſt erfreulich, daß Genoſſe Leinert hier endlich ſelbſt das

Wort nimmt, um die Oeffentlichkeit über ſeine wirklichen An-
ſichten und Abſichten aufzuklären. Wenn er das rechtzeitig, und
zwar ſofort nach Abſchluß des „Vertrages“ im Hannoverſchen
Parteiorgan getan hätte, würde er ſich ſelbſt und der Partei eine
überaus peinliche Situation erſpart haben. Wahrſcheinlich iſt ihm
die Tragweite ſeiner Entſchlüſſe nicht recht zum Bewußtſein ge-
kommen, ſonſt hätte er ſicher wenigſtens einige vertraute Freunde
unter den Parteigenoſſen ins Vertrauen gezogen. So aber iſt er
nach Gleiwitz zum Städtetag gefahren und während dieſer Zeit
hat ihm der örtliche Parteivorſtand ſchärfſte Mißbilligung aus-
geſprochen, ein Beſchluß, der dem in den nächſten Tagen zuſammen-
tretenden Großen Ausſchuß der dortigen Partciorganiſation zur
Nachprüfung unterliegt.

Kommuniſtiſcher Wahl-
ſchwindel.

Die Lüge von dem Uebertritt der i18 SPD.-Ortsgruppen.

Halle, den 15. September.
Bei den Reichstagswahlen am 4. Mai war es den Kommu-

niſten unter Ausnutzung der damals noch vorherrſchenden Un-
zufriedenheit gelungen, eine immerhin ziemlich erhebliche Stim
menzahl hinter ſich zu bringen. Für den Kenner der oberſchle
ſiſchen Verhältniſſe war dies keine beſondere Ueberraſchung. Hat
man es dort bekanntlich mit einer Bevölkerung zu tun, die mit
praktiſchem Wirklichkeitsſinn ganz beſtimmt nicht ausgeſtattet iſt:
der oberſchleſiſche Grubenarbeiter iſt heute Zentrumsmann,
morgen Sozialdemokrat, übermorgen Kommuniſt, um am nächſten
Tage im völkiſchen Lager zu landen. Das Wahlergebnis iſt der
beſte Beweis. Auch der augenblicklich vor ſich gehende Wahlkampf
zum Reichstag ſteht nur im geringen Maße unter der Einwirkung
der politiſchen Verhältniſſe im Reich. Dort unten im äußerſten
Oſten des Reiches, wo die internationale Entſpannung noch wenig
fühlbar iſt, blüht immer noch der Weizen der Rechts- und Links-
bolſchewiſten. Während die Rechtsparteien eine wüſte nationg-
liſtiſche Hetze betreiben, nutzen die Kommuniſten die Verelendung
weidlich aus. Da damit allein auf die Dauer keine Wahlgeſchäfte
zu machen ſind, greifen die Moskauer, entſprechend den ihnen ge-
gebenen Anweiſungen, zu dem gröbſten Schwindel. Und ein
ſolch aufgelegter Schwindel iſt die trotz gegebener Aufklärung
immer wieder erhobene Behauptung von dem angeblichen Ueber-
tritt von „18 vppoſitionellen SPD.-Ortsgruppen Oberſchleſiens zur
KPD.

Wir haben den wahren Tatbeſtand bereits richtiggeſtellt. Er
beſteht darin, daß der wegen parteiſchädigenden Verhaltens vom

Ein Schritt der ſaarländiſchen
Sozialdemokratie.

Saarbrücken, 16. September. (Eig. Drahtbericht.)
Der Präſident der Regierungstommiſſion des Saargebietes

empfing am Sonnabend eine Delegation der Sozialdemo-
kratiſchen Partei, der freien Gewerkſchaften und
der ſozialdemokratiſchen Landtagsfraktion, die
beſtimmte Vorſchläge zur Linderung der durch die Schließung der
RöchlingWerke eintretenden Arbeitsloſigkeit machten. Dieſe Vor
ſchläge betreffen die ſofortige Einrichtung von ſtaatlichen und kom-
munalen Notſtandsarbeiten, die Erhöhung der Erwerbsloſenunter-
ſtützung und die Unterbringung der entlaſſenen Arbeiter in Gruben
und Hüttenwerken. Der Präſident erklärte ſich mit den Vorſchlägen
einverſtanden. Er ſprach ſich gegen einen Lohnabbau aus
und für die geſetzliche Einführung des Achtſtundentags. Anfang
Oktober werde die Regierungskommiſſion einen Beſchluß faſſen
über die geſetz liche Anerkennung des Achtſtunden-
tags nach dem Abkommen von Waſhington.

Die Polizei des beſetzten Gebietes.
Eſſen, 15. September. (Eig. Drahtbericht.)

Die Umgeſtaltung der Polizei im beſetzten Gebiet wird ebenfalls
jetzt wieder akut. Nach Ausweiſung der grünen Polizei wurden
bekanntlich im Jnduſtriegebiet rund 4000 Arbeitnehmer,
größtenteils aus den Kreiſen der Gewerkſchaftler, als
Sicherheitsorgane für das Jnduſtriegebiet zuſammen
geſtellt (blaue Polizei). Bisher liegt aber von der Regierung trotz
wiederholter Eingaben noch keine Erklärung darüber vor, was aus
dieſen Beamten werden ſoll. Eine am 13. September 1924 ab
gehaltene Sitzung des Vorſtands der Beamtenabteilung für die
Erſatzpolizei im rheiniſch- weſtfäliſchen Induſtriegebiet beſchäftigte
ſich deshalb erneut mit der Angelegenheit und faßte eine Ent
ſchließung, in der von der Regierung gefordert wird: 1. die Ueber
nahme der geſamten Erſatzvolizei des Jnduſtriegebietes in das Be
amtenverhältnis, 2. Einreihung der geſamten Erſatzpolizeibeamten
in dis Endgehalt der Beſoldungsordnung IV der Staatsbeamten,
3. Uebernahme der nicht mehr dienſtfähigen Erſatzpolizeibeamten
in andere Stellungen des Staates ſowie der Städte und Ge-
neinden.

In Bayern berrſcht Ordnung.
München, 18. September. (Eig. Drahtbericht.)

Der als Regierungspräſident von Oberbayern nach wie vor in
Urlaub befindliche Herr v. Kahr hat beim Amtsantritt des neuen
bayeriſchen Jnnenminiſters Stuzerl verſucht, un a u fgefor-
dert ſeinen Regierungspoſten wieder einzunehmen. Es wurde
ihm aber ſchon damals bedeutet, daß er mit einer Rückkehr in ſein
Regierungsgebäude an der Maximilianſtraße nicht mehr zu
rechnen habe. Da Herr v. Kahr es ablehnte, ſich penſionieren zu
laſſen, bot man ihm eine im Rang gleichwertige, aber höher be-
zahlte Beamtenſtelle an. (1) Dieſe Umgruppierung ſcheiterte aber
am Widerſpruch des Beamten, der dieſen Poſten inne hatte. Nun-
mehr iſt es aber doch gelungen, den Fall Kahr aus der Welt zu
ſchaffen (2), da, wie man hört, v. Kahr mit ſeinem Einverſtändnis
demnächſt in den Rat des Oberſten Verwaltungsgerichtshofes (1)
verſetzt wird. Wer Nachfolger Kahrs im Regierungspräſidium von
Oberbayern wird, iſt noch geheim. Urſprünglich war dafür der
frühere Jnnenminiſter Schweyer in Ausſicht genommen, doch ſoll
er angeſichts ſeines unglücklichen Abgangs als Miniſter heute wohl
nicht mehr in Frage kommen. Eine ſeiner letzten Handlungen war
bekanntlich die Entlaſſung des Polizeioberſten v. Seißer als Chef
der Landespolizei. Auf Grund der bekannten Entſcheidung des
Staatsgerichtshofs hat, wie halbamtlich verlautet, die bayeriſche
Regierung nunmehr beſchloſſen, Herrn v. Seißer wieder in ſein

Parteivorſtand ausgeſchloſſene Funktionär, Ziejag, einer jener
Querulanten, an denen in Oberſchleſien kein Mangel iſt, mit
großem Getöſe zur alleinſeligmachenden Moskauer Kirche über-
getreten iſt. Einige ſeiner intimſten Freunde Leute, die der
kommuniſtiſche Jargon als „Bonzen“ bezeichnet deren perſön-
licher Ehrgeiz in der oberſchleſiſchen Arbeiterbewegung nicht befrie-
digt werden konnte und die wegen ihrer Quertreibereien längſt von
allen Jnſtanzen unſerer Partei rechtskräftig ausgeſchloſſen worden
ſind, ſoweit ſie dem nicht durch ihren Austritt zuvorkamen, ſchloſſen
ſich Zieja an. Dieſe Vorkommniſſe benutzt nun die KPD. einmal,
um den vollkommenen Bankrott und Zuſammenbruch ihrer Be-
wegung zu verſchleiern, zum andern, um diejenigen Arbeiter Ober-
ſchleſiens, die klaren Denkens unfähig ſind, wieder für den kom-
muniſtiſchen Stimmzettel einzufangen. Der Oeffentlichkeit zaubert
man nach bewährtem ruſſiſchen Muſter Potemkinſche Dör-
fer vor, und ſcheut ſich nicht, den Namen unſerer Partei zu einem
Schwindel zu mißbrauchen, von dem man nur ſagen kann, daß er
bis jetzt unübertroffen daſteht. Die Zahl der von Moskau brüder-
lich umſchlungenen und jetzt als „Ortsgruppen“ vorgeführten Sta-
iſten iſt übrigens weit kleiner als die angebliche Ziffer der von
ihnen angeblich vertretenen Ortsgruppen.

Der ganze erbärmliche Schwindel wird auch dadurch nicht zur
Wahrheit, wenn die kommuniſtiſche Preſſe ihn faſt täglich wieder-
holt und die kommuniſtiſche Regie ſogar das ſonſt verpönte groß-
kapitaliſtiſche Wolff- Bureau zur Hilfe heranzieht und durch
dieſes heute die Mär von einem „gemeinſam veranſtalteten Partei-
tag der vppoſitionellen Ortsgruppen Oberſchleſiens und der KPD.“,
der am geſtrigen Sonntag in Hin denburg ſtattgefunden haben
ſoll, verbreiten läßt. Kurios an dieſer „nur als Privattelegrammt
zu benutzenden Meldung“ iſt, daß die Zahl der angeblich über-
getretenen Ortsgruppen inzwiſchen auf 21 angeſchwollen iſt. Auf
eine Handvoll kommt es den Moskauer Schwindelfritzen gar nicht
an. Obwohl wir über die wahre Sachlage genau im Bilde waren,
und wie der „Klaſſenkampf“ am Sonnabend ausnahmsweiſe ein
mal ganz richtig ſchreibt nicht die geringſte Veranlaſſung hatten,
uns „aus unſerer Ruhe bringen“ zu laſſen, haben wir heute doch
noch einmal Erkundigungen an Ort und Stelle über den „kommu-
niſtiſch- ſozialdemokratiſchen Einigungsparteitag“ eingezogen. Es
bleibt dabei Da den Kommuniſten im ganzen übrigen Reiche
die Anhänger in Scharen davonlaufen, weil ſie durch die eherne
Wucht der Tatſachen inzwiſchen zur Vernunft gekommen ſind, ver-
ſuchen die Drahtzieher der Ruth-Fiſcher- Zentrale auf dem für ihre
albernen Mätzchen relativ günſtigen pberſchleſiſchen Boden ein
Theater aufzuführen, um die ihnen Entlaufenden noch einmal ein-
zufangen. Wir wiederholen Die Behauptung über die
UNebertritte von 18 (oder gar 21) Ortsgruppen der SPD. zur KPD.
iſt und bleibt ein elender Wahlſchwindel! Und dabei bleibt es!
Verſtanden!

Die Lage in China.
Niemand will intervenieren.

London, 15. September.
Der hieſige japaniſche Botſchafter Baron Hayaſſhi erklärte

einem Vertreter der „Sunday Times“ über die Lagein Chinaga,
der Kampf, der gegewärtig um die Vorherrſchaft von verſchiedenen
Parteien geführt werde, werde vermutlich noch lange dauern.Die Großmächte könnten angeſichts deſſen im Augenblick nichts tun,

als das Leben und Eigentum ihrer Staatsangehörigen zu ſchützen.
Niemand wünſche zuintervenieren. Erſt wenn einer
der chineſiſchen Machthaber endgültig die Vorherrſchaft errungen
habe oder wenn eine völlige Erſchöpfung der Kämpfenden eintreten
follte, wäre der Augenblick für eine zweckmäßige Jntervention der
Mächte gekommen in dem Sinne, Ching ihren gemeinſamen Bei-
ſtand anzubieten

Erläuterungen, Lohnſteuertabellen.

Amt als Chef der Landespolizei einzuſetzen. (1) Dazu iſt eine ge
wiſſe Umorganiſation der Landespolizei notwendig, da mggea den
Herrn v. Reiß, den Schweyer ſeinerzeit zum Nachfolger Seitßers
gemacht hat, auch nicht gut rückbefördern kann. Man wird alſo
in Bayern künftighin zwei Polizeicheſs haben.

Raſende henker.
Die „Rote Fahne“ gegen Amneſtie in Georgien!

Unter dieſen Ueberſchriften bemerkt der „Vorwärts“ in ſeiner
Sonnabend-Abendausgabe:

Die Erklärung des ſozialdemokratiſchen Parteivorſtandes gegen
ruſſiſche Rachepolitik in Georgien hat abſichtlich alle politiſchen
Schärfen vermieden und ſich darauf beſchränkt, einen Appell
zur Menſchlichkeit an die Adreſſe der ruſſiſchen Machthaber
zu richten.

Das Berliner Organ der ruſſiſchen Regierung, die „Rote Fahne“,
verhält ſich leider zu dieſem Appell durchaus ablehnend. Sie be
ſchimpft die georgiſchen Opfer des ſowjetiſtiſchen Terrors und den
Parteivorſtand als „Söldlinge des Kapitalismus“ und faſelt von
einem geplanten Jnterventionskrieg gegen Rußland.

Die „Rote Fahne“ ſtellt den Appell des Parteivorſtandes mit
ihrer Amneſtieforderung für die kommuniſtiſchen Gefangenen in
Deutſchland in Parallele. Uns iſt aber nicht bekannt, daß die
Abſicht beſteht, dieſe Gefangenen im Fall eines Aufſtandes, den
andere machen, zu töten, wie das leider in Georgien mit zwei
undzwanzig ſozialdemokratiſchen Gefangenen geſchehen iſt.

Es iſt tief traurig und beſchämend, daß ein in deutſcher Sprache
geſchriebenes Blatt, noch dazu ein Blatt, das ſich für ein Arbeiter
blatt hält, eine ſolche Beſtialität der Geſinnung verrät wie die
„Rote Fahne“.

Es bleibt nur die Hoffnung, daß ſich die Moskauer Machthaber
menſchlicher zeigen werden als ihre Soldſchreiber in Berlin!

Die Dienſtaufnahme der ausgewieſenen
Beamten.

Düſſeldorf, 15. September. (Eig. Drahtbericht.)
Neben den Verhandlungen zwiſchen Deutſchland und den Alli

ierten in Koblenz haben am Sonnabend auch Beſprechungen in
Düſſeldorf begonnen, die ebenfalls in London vereinbart waren.
Es handelte ſich zunächſt darum, Klarheit über die Dienſtau f
nahme durch die in der franzöſiſchen Zone ausgewieſenen
Beamten zu ſchaffen. Die Möglichkeit hierzu beſteht jetzt im
allgemeinen für alle ausgewieſenen Beamten. Ausgenommen ſind
der Oberbürgermeiſter Schmid aus Düſſeldorf, derOberregierungsrat Oexle, ebenfalls aus Düſſeldorf, der Poli
zeipräſident Melcher (Eſſen), der Stadtbaurat Dieffenbach
(Bochum), der Kriminalkommiſſar Ware (Herne), der Kriminal
wachtmeiſter Se verni und die uniformierten Beamten der ſtaat-
lichen Schutzpolizei. (1) Dieſe Perſonen haben ſich beſonders in
dem Abwehrfampf gegen die Beſatzung hervorgetan. Ueber die
Dienſtaufnahme der ausgewieſenen Beamten in der belgiſchen
Zone wird bereits in den nächſten Tagen Beſchluß gefaßt.

Welche Stenern welche Summe haben ich an das Finanzamt
abzuführen?

Soeben erſchien der von Oberregiexrungsrat W. Weißleder, Leiter
des Finanzamtes Halle, bearbeitete TerminSteuer-Kalender. Der
ſelbe enthält alle fälligwerdende Steuern und Steuertermine, Ta

hellen zu verſtenernder und abzuführender Beträge, Prozentſätze,
Das Buch iſt dauerhaft ge

hunden, 192 Seiten ſtark, tintenfeſtes Papier und im handlichen
Format 11)16 Zentimeter. Preis 2,75 Mk. g. beziehen durch

Volk sblatt-Buchhandlung, Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.
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le Hoffnungen draußen gelaſſen.
Am Sonntagvormittag tagte im „Volkspark“ in Halle eine Be

erſammlung des Verbandes der Deutſchen Buchdrucker, an
der 180 Kollegen aus Halle, Merſeburg, Schkeuditz, Eisleben, Quer

fart, Delitzſch und Eilenburg teilnahmen. Gauvorſteher Leopold
ſſelbarth (Leipzig) berichtete über die Generalverſamm-

des Verbandes, die kürzlich in Hamburg ſtattgefunden hat.
Shch Diskuſſion beſchäftigte ſich Riebenſtahl (Halle) haupt-

ich mit einer Diskuſſionsrede, die der Gauvorſteher des Gaues
An der Saale auf dem Verbandstag gehalten hatte. Riebenſtahl
verteidigte dabei die kommuniſtiſche Oppoſition. Jn ſeinem
Schlußwort griff der Referent die Kommuniſten an und machte
ihnen den Vorwurf, daß ſie nur Radau machten, anſtatt ihre An-
ſichten in ſachlicher Art vorzutragen. Dem ebenfalls anweſenden

tagsab geordneten Kilian, der Mitglied des Verbandes der
Wächdrucker iſt, entſchlüpfte bei dieſer Gelegenheit der Zuruf:
„Wir haben alle Hoffnungen draußengelaſſen!“
Das iſt ein von kompetenter Stelle zugegebenes Eingeſtändnis
der Schwäche, womit gezeigt wird, daß die Kommuniſten mit
ſachlichen Argumenten keine Anhänger gewinnen, ſondern höchſten s
noch dort Erfolge erzielen können, wo die Maſſen auf die Schimpf
worte und Phraſen der Kommuniſten reagieren. Das iſt bei den
Buchdruckern nicht der Fall. Eine Entſchließung, die die Beſchlüſſe
des Verbandstages billigt und den Delegierten das Vertrauen aus
Fpricht, wurde gegen 17 Stimmen angenommen. Bei den Buch-
druckern haben die Kommuniſten allerdings nichts mehr zu hoffen.

Erſter Mitteldeutſcher Angeſtelltentag.
Um die Agitation für den Zentralverband der Angeſtellten zu

beleben, hatte die Gauleitung Mitteldeutſchlands ihre Mitglieder
za einem Angeſtelltentag Mitteldeutſchlands geladen, der geſtern
tn Halle ſtattfand. Die Kundgebung, die für den Vormittag im

en Saale des Zoologiſchen Gartens anberaumt war, hattee nicht den Beſuch zu verzeichnen, den ſie in Anbetracht der

doct gehaltenen Referate verdient hätte. Nach Begrüßungstwortendes Gauiteiters Koll. Stehr ſprach Profeſſor Dr. Waentig
WBalle) über die Grundfragen der heutigen Handels-
politik. Redner ſchloß mit der Mahnung, ſich auf dem Ge-
biete der Handelspolitik nur vom deutſchen Geſamtintereſſe leiten
zu laſſfen, ſeinen mit größter Aufmerkſamkeit aufgenommenen und

durch lebhaften Beifall ausgezeichneten intereſſanten Vortrag. Wir
werden die feſſelnden Ausführungen morgen an anderer Stelle
ausführlich wiedergeben. Jm Anſchluß an den Vortrag Waentigs
ſprach Miniſterialrat Dr. Flatow über das Thema „Derkol-
lektive Gedanke im Arbeitsrecht“. Jn großen Zügen
gab er eine Schilderung des Entſtehens und Wachſens der freien
Angeſtelltenbewegung. Weiter wies er auf die Bedeutung des
kollektiven Gedankens im Arbeitsrecht hin, der insbeſondere in den
Tarifverträgen und Betriebsvereinbarungen ſeinen Niederſchlag ge-
funden hat. Beſonders wertvoll ſei die Verbindiichkeitserklärung
der Tarifverträge. Mit der Mahnung, die freien Gewertſchaften
mit allen Kräften zu unterſtützen, weil mit ihnen der Tarifver-
trag ſtehe und falle, ſchloß der Redner ſeine gehaltvollen Aus-
führungen, denen ebenfalls allſeitiger Beifall zuteil wurde. Mit
Dankesworten an die Referenten und der Mahnung, das Gehörte
draußen entſprechend verwerten zu wollen, ſchloß Koll. Stehr die
Verſammlung.

Am Sonnabend hatte ſich die halliſche Kollegenſchaft mit ihren
auswärtigen Gäſten im großen Feſtſaale, des Zoo, der recht ſinn-
voll mit den Farben der Republik geſchmückt war, zu einem Be-
grüßungsabend vereinigt. Ein ausgezeichnetes Konzert und Dar-
bietungen einiger Künſtlerinnen vom Halliſchen Stadttheater
gaben der Veranſtaltung ein würdiges Gepräge. Leider war auch
hier die Beteiligung nicht ſonderlich ſtark, was zweifellos auf die
Gegenaktion der kommuniſtiſchen Gewerkſchaftszerſtörer zurück-
zuführen iſt.

Aus aller Welt.
Zugunglück in der Tſchechoſlowakei.

Zwei Eiſenbahnbeamte getötet.
Prag, 13. September.

Jn BöhmiſchLeipa, auf der Strecke Prag--Georgswalde, ſtieß
ein Eilgüterzug mit einer Verſchubgarnitur zuſammen. Ein

und ein Bremſer wurden getötet, ein Lokomotiv-
ührer verletzt. Die beiden Lokomotiven und dreizehn Waggons

wurden zertrümmert. Der Sachſchaden iſt ſehr groß; die Urſache
des Zuſammenſtoßes dürfte in dichtem Nebel zu ſuchen ſein, der
die Ausſicht derart verhinderte, daß das auf „Halt“ geſtellte Signal
nicht wahrgenommen werden konnte.

Ein engliſches Tänzerpaar, Harry Ruſſel und Ethel Durbin,
erlitt in einem Spandauer Lichtbildtheater bei der Ausführung
des Tourbillontanzes einen Unf all. Ruſſel glitt auf einer Me
tallplatte aus, ſeine Partnerin verlor das Gleichgewicht, und beide
ſtürzten von der Bühne in den Orcheſterraum, wo ſie zunächſt be
ſinnungslos liegen blieben. Ein herbeigerufener Arzt ſtellte bei
Ruſſel mehrere Rippenbrüche und bei ſeiner Partnerin einen Bruch
des Handgelenkes und eines Armes feſt.

Wegen Doppelehe verurteilte das Chemnitzer Schöffengericht die
25jährige Kutſchersehefrau Bie wer aus Chemnitz zu 6 Mo-
naten Gefängnis. Sie hatte ſich wegen ehelicher Zwiſtigkeiten von
ihrem in Thorn wohnhaften erſten Mann getrennt und ihren
jetzigen Mann, den mitangeklagten, aber freigeſprochenen 26jäh-
rigen Arbeiter Paulus Jakobs geheiratet, bevor noch ihre erſte
Ehe geſchieden war.

Ein Pelzdieb. Häufig mit dem Geſetz in Konflikt kommt der Ar
tiſt Hans Georg Apel aus Leipzig. Jm Jahre 1922 war er bei
einer Pelzwarenfirma auf dem Brühl beſchäftigt und ſtahl zwei
Pelze, ſpäter aus der Garderobe einer Fabrik eine Bog und ein
Seidentuch. Das Leipziger Schöffengericht verurteilte ihn jetzt
wegen Rückfalldiebſtahls zu ſechs Monaten Gefängnis.

Geborgener Dampfer. Der Stettiner Dampfer „Wilhelm Kunſt-
mann“ hat den ſchwediſchen Dampfer „Margrit“, der nördlich
Borkum in ſchwerem Orkan mit gebrochenem Ruder hilflos trieb,
nach Ueberwindung großer Schwierigkeiten geſtern mittag glücklich
in den Emdener Hafen geſchleppt.

Erdbeben. Aus Faenza wird gedrahtet: Die Apparate des
Obſervatoriums verzeichneten geſtern nachmittag ein heftiges Erd-
beben in 2000 Kilometer Entfernung. Der Herd liegt wahrſchein
lich im Kaukaſus oder Anatolien. Die verzeichnete Erſchütterung
war ſo ſtark, daß die ſeismographiſchen Apparate Schaden
nahmen.

Autounfälle. Geſtern abend 2212 Uhr ereignete ſich in Bohlsbach
bei Offenburg ein ſchweres Autounglück. Der Kraftwagen des
dortigen Kaufmanns Friedrich Klotz fuhr auf einen Randſtein auf,
wobei die Hinterſeite brach und das Auto zur Seite geſchleudert
wurde. Frau Klotz war ſofort tot. Herr Klotz, der Geſchäftsführer
und ſeine Frau wurden ſchwer verletzt. Aus Freiburg wird ge
meldet: Der Buchdruckereibeſitzer Rudolf Goldſchagg, in deſſen
Verlag früher das „Freiburger Tageblatt“ erſchien, iſt geſtern in-
folge eines Autounfalls bei Lahr-Dinglingen tödlich verunglückt.

Vereins-Kulender on en
der SPD.,

Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen Frauen Zuſammen
künfte im Bezirk Halle- Merſeburg.
Sekretariat der SPD. Halle (Scaale), Harz 42/44

Hofgebäude, Treppen. Fernruf 1029.
(Ortsburegn daſelbſt Fernruf 1029).

Veröffentlichungen der SPD. im Vereinskalender
en, wenn nicht koſtenlos, gegen beſondere Ver

einbarung die aller anderen Vereine zum jeweiligen
Milimeterpreifſe zweiſpaltig abzüglich 5009/0 Rabatt.
Deffentliche Veranſtaltungen werden nur außerhalb

des Vereinskalenders bekanntgegeben.

Awundoens lete Noräpo“fahrt!

T

HaltPrehßkommiſſion. Dienstag, den 16. September
nachm. 5 Uhr: Sitzung. t

Der Vorſitzende. Alfred Deininger.
Beſchwerden ſind an vorſtehende Adreſſe zu richten.
Bildun gs-Ausſchuiz. Dienstag, den 16. Septbr.

abends 8 Uhr, im Parteiſekretariat: Sitzung.
Arbeiter-Schachklub. Montags und Freitags von

abends s Uhr an in den „Drei Königen“, Kl Klausſtr.,
Vereins Kmmer: Spielabende. Gäſte willkommen.

Unſere Uebungeſtunden finden regelwäßig
jeden Mittwoch pünktlich 8 Uhr im Vereins-

Jokal „Stadt Dresden“ ſtatt. Aufnahmen in den
Verein können dort jederzeit veranlaßt werden. Jn
Zukunft werden Uebungsſtunden an dieſer Stelle nicht
mehr bekanntgegeben. Der Vorſtand.

Aus dem Bezirk
A wend Mittwoch, den 17. Sept., abends 8 Uhr,n or in der „Warte“: Mitgliederverſammlung
Tagesordnung Bericht der Gemeindeverireter. Alle
Mitglieder mit ihren Frauen müſſen erſcheinen, da
wichtige Gemeindeangelegenheiten zu behandeln ſind.
Friedersdorf. Mittwoch, den 17. Sept., im Gaſthof

9
Der

„Zum Stern“: Mitgliederverſamm- Beginn:Iung. Da wichtige Tageksordnung, iſt es Pflicht eines s
eden Genofſen zu erſcheinen. y m un

Beginn:

lelpzlger Straße 98

Die grobe lüge

Skandal-Sensation und eine
große Liebe (6 Akte)

Der große aktuelle Film.
4 Uhr.

Wfa-Tnegter Alte Promenade 110

Opfer e Harem
(Die Liebe der Sultanstochter)

erste farbige Großßlm
Drama aus dem Orient in 6 Akten

Spüte Bekehrune!
5 hochdramatische Akte

4 Uhr.
III II

m

1

Cil hur Donnerstag, den 18. Sept., abends 8 Uhr,en z in der „Stadthalle“ kleines Zimmer):
Frauenagabeund. Tagesordnung iſt éußerſt wichtig.
Alle Genoſſinnen müſſen deshalb erſcheinen.

Zentralbibliothek Halle
Burgſtraße 27 (Volkspark).

Geöffnet Dienstag u. Donnerstagabends 6 bis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchhdl., Harz 42/44

gede kluge Hausfrau ſpart,

Max

VATE
Kriegshetzer

wenn ſie ihren Obstbedartf zu
bekannt billigen Preiſen in der

Walsenhaus Planfage
)e

w Wilhem Schotte
Franckeplatz 1

Sohlenleder Auschnitt
große Auswahl 9834

Lederhandlung NMeunhäuser 5

der wahrhaft national

unumſtößliche
denken.“

II nJIII IIM
un

nötigen.Unsere m modernem
gut eusgesfetfele Buchdruckerei
helfen wir zur terstellung von

un u

n

jeder Art bestens empfohlen. Wir
sichern sachqemäße und schnellsfe
Erlediqung der uns überwiesenen
Aufträge zu und sehen mit Koslen-

onschlögen usw. gern Zur

Verfügung.

ſt
der ganzen

Ah

III

wir, wenn auch nich
Veive verſpüren.“

Hallesche Genossenschaſts-

Bachäruckerei, 6. G. M. b. H.

Harz 42/44. Fernspr. 6605.

national denkt und hand
Metallarbeiterzeitung, Stuttgart

„Mit großer Sachlichkeit u. zwingender Eindringlichkeit
cft er ſich mit den nationaliſtiſchen Revanchekriegs-
ſchreiern auseinander, nachweiſend, daß deren Treiben
gerade das Gegenteil wahrer Vaterlandsliebe iſt. Durch

atſachen zwingt er ſeine Leſer zum Mit
„Volksſtimme“, Frankfurt a. M.

„EckTrolls Beweisführung wird ſelbſt dem ſachlich zu
Werk gebenden Weltanſchauungsgegner A

Jedem Menſchenfreund ſei die Lektüre
dieſes Heftchens wärmſtens empfohlen.“

EckTroll
RLAMD

Die beſte Waffe im Kampf gegen
und Hakenkreuzler.

Preis 50 Pfennig.
Volksblatt-Buchhandlung, Halle d. S., Gr. IHncsn. 27

Aus PreſſeKritiken:
„Jeder Arbeiter und Angeſtellte. der um den Begriff

„Vaterland“ ringt, ſollte dieſes B
benutzt die rein nationale Frageſtellung. gegen deren Rein
heit auch der radikalſte „Völkiſche“ nichts einzuwenden
haben wird: „Nützt es dem deutſchen Volke und „Wie
diene ich meinem Volke

uch leſen. Eck-Troll

um nachzuweiſen, daß nur
der auch abſolut inter

elt

chtung ab

„Freie Preſſe“, Osnabrück
Aber dieſe kurze Broſchüre, die den echten Patriotismus

ſozial zutreffend ſo umſchreibt, daß er dauernden Nutzen
Wirtſchaftsgemeinde begründet,

den DeutſchOeſterreichern viel Wichtiges zu ſagen. weil
i t unter den gleichen Verhältniſſen,

ja doch auch die Reaktion des Hakenkreuzes am eigenen

hat auch

Otto König in „Bildungsarbeit“ den öſterreichiſchen
Blättern für ſoztaliſtiſche Bildungsarbeit.

„Eine empfehlenswerte Broſchüre, die ihrer ſachlichen
gefühlstiefen Art wegen in hervorragendem Maße
zu Agitationszwecken geeignet iſt.“

Tagblatt, Linz an der Donau

BI

n eine Anzeigen haben bier den gröbten Erfoln!

Rakefe
Das Haus der guten Klelnkunst
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Ab 16. September

Neues Programm.
Dienstag

Großer Ehrenabend
meiner Hauskapelle,

des Künstlertrios
Rösner-Klemmer-üller9964

Schokoladen, Vonbon, Kekfe
und Kakao 9799

kaufen Wiederverkäufer ſehr preiswert bei

Willi Voigt
Schokoladen- Großhandlung

Tel. 4736 Halle, Markt gegenüb. d. Börſe
Lagerbeſuch empfehlenswert

Biochemische Seifen
nach Dr. med. Schüäßler.

Sie beſeitigen mit:
Nr. III u. 2222 Hautkrankheiten,
Pickeln. Flechte, Hautjucken uſw.Nr. 333 als Toilette und Bade
ſeife. beſonders für Kinder unent-

behrlich. 9958Alleinige Herſteller:
Kunze e Ahlvess, Hannover.

Fordern Sie unſere Seifen in den Apo
theken, Drogerien und Parfümerien.

Verkaufsſtellen
erkenntlich durch Schaufenſter-Plakate.

Verkaufspreis pro Stück 60 Pfg.
Vertreter und Auslieferungslager

Willy Dittmar
Große Goſenſtr. 13 Fernruf 8502

Aeidungowonteure

ältere, durchaus ſelbſtändige,

ſofort geſucht,

Fache à Co. bugenhagenstr. 12.
9562

Dienctmöädchen

vermittelt ſtändig der öffentliche
Arbeitsnachweis des Zweck-
verbandes Le un a in Leunawerke,
Spergauerſtr. 2, Teleph. Ammoniak-
werk Merſeburg, Nebenſtelle 178

Feſpofäncige Exlstenz

tür Herrn oder Dame!
Zur gemeiſamenVerwertung eines ſehr
wichtig. chem. Herſtellungsverfahrens
für den hieſigen Platz wird arbeits
freud., gut empfohl. Perſönlichkeit ge-
ſucht. die über einige hundert Mark
Kapital verfügt, welche in ihrem Beſitz
verbleiben. Branchekenntniſſe ſind
nicht erforderlich. Ausführl. Bewer-
bungsſchreiben erbet. u. Off. B. K. 700
an die Expedition d. Blattes. 1540

Bekanntmachung.
Der Herr Reichsminiſter der Finanzen hat mit

meinem Einverſtändnis das auf Goldmark und
Dollar lautende wertbeſtändige
Rotgeld der Deutſchen Reichsbahn

mit den Ausgabedaten vom 23. Oktober 1923 und
vom 7. November 1923 mit irkung vom 15. S OepPp-

tember 1924 und einer Einlöſungsfriſt bis einſchl.15. Oktober 1924 aufgerufen. 4 ſch
Der Umtauſch gegen andere Zahlmittel erfolgt

innerhalb dieſer Zeit bei allen Eiſenbahnkaſſen.
Nach dem 15. Oktober eingehende Einlöſungs-

anträge müſſen grundſätzlich abgelehnt werden.
Berlin, den 9. September 1924.

Der Reichsverkehrsminiſter

J. V.: gez. Kumbier.

Vom 16. bis 18. tember bin iin Halle, Hotel um un
künstliche Augen
nach der Natur für Patienten herzuſtellen
und einzuſetzen. 9921
L. Müller Uri, Augenkünstler
Leipzig und Berlin, Karlſtraße 15.

Stadt Theater,
Dienstag, abends 7 Uhr

Miſtwoch, abends 77/2 Umr:

fahrt nach Orphe

Knabenanzüge
w. ſehr billig angefGr. Ulrichſtr. 2 I.

Volkspark
Burgſtraße 27.

der
hallvch. Arbefter

Babykleidehen
und Mäntelchen
billig zu verk. 9968
Gr. Ulrichſtr. 281.
Handwagen
gezeichnet „Haring
Strache“ abhanden
gekommen. Gegen
Belohnung abzugeb.

Holzhandlung
Deſſauer Straße 51
Knabenanzüge
neu, billig zu verk.
Gr Ulrichſtr. 281.
Leder- Sohlen

und Abfälle ber
Leder Kranig
Neue Promenade 15
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können noch mehr
Kundſchaft bekom
men, wenn Sie
in dieſer Zeitun
inſerieren l

bohe fufterschweſge

80--180 Pfd. ſchwer.
gibt ab 9960Throthaer Str. 4,

Am Schwarzen Brett im Wagegebäude
(Marktplatz 24) befindet ſich eine Bekannt-
machung betr. Ausſchreibung eines An
trages des Fabrikbeſitzers Otto Kühn
auf Genehmigung der Aufſtellung eines
Luftdruckhammers in dem Grundſtück
Lützener Straße 3 zur Einſicht und evtl.
Anbringung von Einwendungen. 9957

Halle, den 13. September 1924.
Der Stadtausſchuß des Stadtkreiſes Halle.

Am Schwarzen Brett im Wagegebäude
(Marktplatz 24) befindet ſich eine Bekannt
machung betr. Ausſchreibung eines An-
trages des Fabrikbeſitzers Walter Ebert
(in Firma P. Walter Ebert) auf Ge
nehmigung der Einrichtung einer Seifen-
fabrik in dem Grundſtück Bahnhofſtr. 3
zur Einſicht und evtl. Anbringung von
Einwendungen. 9955Halle, den 13. September 1924.
Der Stadtausſchuß des Stadtkreiſes Halle

Der diesjährige Wieſenmarkt wird vom
22. bis 24. September auf der Vogelwieſe
abgehalten.

Am 22. September findet Kram und
Viehmarkt, an den übrigen Tagen nur
Krammarkt ſtatt.

Der Viehmarkt wird auf dem unteren
Teile des Wieſengeländes abgehalten.

Beginn des Auftriebes: Schweine-
markt 6 Uhr, Pferdemarkt 7 Uhr.

Beginn des Verkaufes: Schweine-
markt 7 Uhr, Pferdemarkt 8 Uhr,
Der Abtrieb hat in der Zeit von 1 bis

2 Uhr nachmittags zu erfolgen.
Eisleben, den 12. September 1924.

Die Polizeiverwaltung.

Unſere neue ölhung
vom 15./17. April 1924 iſt beſtätigt. Sie
hängt in unſeren Geſchäftsräumen zur
Einſicht aus.

Oeffentliche Bekanntmachungen erfolgen
auf Grund der Satzung künftig durch Aus
hang im Sparkaſſenraum.

Eisleben, den 13. September 1924.
Sparkaſſe mit Bankabteilung

der Stadt Eisleben.
1555
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halte und Saalkreis.
Halle, den 15. September.

Arbeitsbeginn im Stadtparlament.
Nach mehrwöchigen Ferien will das halliſche Stadtparlament

heute nachmittag 4 Uhr ſeine Arbeiten wiederaufnehmen. Aus
den von uns gebrachten Berichten über die Sitzungen der Ausſchüſſe
iſt zu erſehen, daß außerordentlich wichtige Vorlagen der
Erledigung harren. Jn ſeiner Zuſammenſetzung wird das Kolle
gium einige Veränderungen aufweiſen. Der Kaufmann Man-
ſchewſ ki der führende Kopf in der Handelskammer, wird ſeinen
Flatz zwiſchen den Demokraten mit dem am Magiſtratstiſch ver
tauſchen. An ſeiner Stelle wird, wie es heißt, Herr Kaufmann
Ritter in das Stadtparlament eintreten. Für die demokratiſche
Fraktion bedeutet dieſer Wechſel zweifellos einen nicht unerheb-
lichen moraliſchen Gewinn. Wenn auch im allgemeinen im alten
Stadtparlament links und rechts ſich als geſchloſſene Phalanx
gegenüberſtand, ſo hat Herr Ritter doch zuweilen, meiſt wenn es
ſich um ſoziale oder Kulturfragen handelte, mit der Linken ge
ſtimmt. Hoffentlich übt ſeine Zugehörigkeit zu dem famoſen Ord-
nungsblock keine nachteilige Wirkung aus.

Ueberhaupt der Ordnungsblockl Alle Anzeichen deuten darauf
hin, daß es innerhalb dieſes famoſen Gebildes zu kriſeln beginnt,
ſo daß es nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß die Oeffentlichkeit eines
ſchönen Tages eine kleine Ueberraſchung erfährt. Für Halle wäre
das zweifellos immerhin ein Ereignis.

Ein bürgerliches Blatt, das zu Herrn Stadtverordnetenvorſteher
Buſſe enge Beziehungen unterhält und demzufolge als unter
richtet gelten kann, teilte mit, daß das Kollegium ſeine Sitzungen
höchſtwahrſcheinlich wieder ohne die kommuniſtiſchen
Stadtverordneten beginnen würde. Wie erinnerlich, ſind
die Kommuniſten nacheinander vom Stadtverordnetenvorſteher von V
er Teilnahme an den Sitzungen ausgeſchloſſen worden, weil ſie

die in der erſten Sitzung nach den Neuwahlen abgegebene groß-
ſpurige Erklärung, die mit den Beſtimmungen der Städteordnung
und der Geſchäftsordnung im Widerſpruch ſteht, nicht zurück
nehmen wollten. Die halliſchen Kommuniſten wollen durch ihr
Verhalten offenbaren, daß ſie eine Klaſſe für ſich innerhalb der
HKPD. ſein wollen, denn in allen anderen Orten, wo die kommu-
viſtiſchen Stadtväter den gleichen Unfug verübt hatten, ſind ſie
inzwiſchen zur Vernunft gekommen. Haben die ihnen von der
kommuniſtiſchen Zentrale in die Hand gedrückten und zur Ver-
leſung gebrachten Erklärungen preisgegeben und beteiligen ſich
wieder wenn auch auf echt kommuniſtiſche Art an den kom-
munalen Arbeiten. Jn Halle ſcheint der Geiſt Kilians noch maß-
gebend zu ſein, wenn auch Kilian ſelbſt zunächſt im Stadtparla-
ment nicht wirken kann. Die Aufſichtsbehörde hat ihm bekanntlich
wegen der beharrlichen Weigerung, die geſetzlichen Beſtimmungen
auch für ſich maßgebend ſein zu laſſen, die Beſtätigung als un
beſoldeter Stadtrat verſagt, ebenſo ſeinen beiden Kollegen Kutzſch-
bauch und Fiſcher. Die Kommuniſten werden natürlich wieder
än großes Geſchrei über die Vergewaltigung der Demokratie er-
heben, deren ſich der ſozialdemokratiſche Regierungspräſident ihrer
Meinung nach ſchuldig gemacht haben ſoll. Demgegenüber ſtellen
wir ausdrücklich feſt, daß von den gewählten kommuniſtiſchen

Stadträten im Regierungsbezirk Merſeburg bisher 25 durch
Regierungspräſidenten Bergemann beſtä-den

tigt worden ſind. Die Beſtätigung erfolgte in jedem Falle,
wo die betreffenden Herren die Verſicherung abgaben, daß für
ſie nicht die blödſinnigen Befehle eines Scholem und einer Ruth
Fiſcher maßgebend ſeien, ſondern daß ſie geſonnen ſind, im
Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen in der kommunalen Ver-
waltung zu arbeiten. Würden die halliſchen Kommuniſten ſich auf
den gleichen vernünftigen Standpunkt ſtellen, dann hätten ſie
nicht die geringſte Verankaſſung, über Vergewaltigung zu reden.

Aniverſitätskurſe für Arbeiter und Angeſtellte.
Wie in den beiden letzten Jahren, iſt es den vereinten Bemühungen

beſonders der freien Gewerkſchaften gelungen, auch dieſes Mal durch
zuſetzen, daß an der Rechts und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der
Univerſität Halle ein Lehrkurſus für Arbeiter und Ange-
ſtellte ſtattfindet.

Der Lehrgang iſt für die Zeit vom 29. September bis 25. Oktober d. J.
vorgeſehen. Die Vorleſungen finden in je zwei Dopvelſtunden in der
Zeit von 6.15 Uhr bis 7.45 Uhr abends und von 8 Uhr bis 9.30 Uhr
abends ſtatt. Es werden folgende Dozenten leſen:

Profeſſor Böhme 6 Doppelſtunden über Grundlagen des bürger-
lichen Rechts.

Profeſſor Fleiſchmann 4 Doppelſtunden über Verwaltungsaufbau
und Verwaltungsreform.

e ör Joerges 4 Doppelſtunden über Arbeitsrecht und Arbeits
zeitgeſetz.

Profeſſor Finger 4 Doppelſtunden über Verfaſſungsrecht.
Profeſſor Jahn 5 Doppelſtunden über Einführung in die Volks

wirtſchaft.
Profeſſor Waentig 4 Doppelſtunden über Handelspolitik.
Profeſſor Aubin 4 Doppelſtunden über Organiſationsprobleme

der modernen Großinduſtrie.
Profeſſor v. Gierke 2 Doppelſtunden über das Recht der Betriebs

räte im Aufſichtsrat. Goldbilanzen.
An die Vorleſungen ſollen ſich vorrausſichtlich bei den Herren

v. Gierke, Joerges, Waentig und Aubin Arbeitsgemeinſchaften (ſemi-
nariſtiſche Uebungen) in das Winterſemeſter hinein anſchließen.

Die Wahl der Vorleſungen ſteht jedem frei. Die
Teilnehmerkarte, berechtigend für alle Vorleſungen und
gegebenenfalls Arbeitsgemeinſchaften, koſtet 5 Mark. v

Trotz der wirtſchaftlichen Not iſt das Bildungsbedürfnis in dengreſet der arkelle e Angeſtellten ſicher noch vorhanden. Es iſt

daher zu begrüßen, daß die Rechts und Staatswiſſenſchaftliche Fakultät
an unſerer Univerſität mit Unterſtützung der preußiſchen Regierung
die Gelegenheit gibt, daß auch Arbeiter und Angeſtellte ſich Hochſchul-
wiſſen aneignen können. Wir erwarten daher, daß die Lehrkurſe eine
rege Beteiligung erfahren. Den Gewerkſchaften empfehlen wir, in
ihren Mitgliederkreiſen Umſchau nach geeigneten Hörern zu halten
und dieſe zum Beſuch dieſer Kurſe, eventuell unter Uebernahme der

örgebühren, anzuweiſen.

Die Aufbauklaſſen in Preußen.
Zu der Frage der Aufbauklaſſen wird dem Amtlichen Preußiſchen

Preſſedienſt aus dem Kultusminiſterium geſchrieben
Es beſtehen zurzeit ſtaatliche Aufbauklaſſen an 70 Orten, und
ar an 37 Orten je 3 Klaſſen, an 24 Orten je 2 Klaſſen und in
Orten je eine Klaſſe. Außerdem beſtehen 9 ſtädtiſche Aufbau-

ſchulen und eine pribate.
e bisherige Entwicklung der Aufbauklaſſen und ſchulen kann

als günſtig bezeichnet werden. Während die durchſchnittliche
Klaſſenfreguenz der unterſten Klaſſen im Jahre 1922 20 betrug, iſt
le im Jahre 1828 auf 21 und im Jahre 1624 auf 25 geſtiegen.

Aweites Blatt.

Dieſe Zahlen ſind um ſo bemerkenswerter, als die Aufbauklaſſen
nach den Beſchlüſſen des Staatsminiſteriums immer noch als „vor
läufige Notmaßnahmen“ zu gelten haben, was erklärlicherweiſe
viele Eltern davon zurückgehalten hat, ihre Kinder den Aufbau-
klaſſen zuzuführen,

Angemeldet waren für Oſtern dieſes Jahres im ganzen 2581
Schüler davon ſind endgültig aufgenommen 1728 66 Prozent.
Verſuchsweiſe aufgenommen ſind 240 10 Prozent, und nicht auf
genommen ſind 613 24 Prozent. Es wird alſo nicht behauptet
werden können, daß bei der Aufnahme der Schüler keine genügende
Auswahl getroffen worden ſei. Bei dieſen Zahlen fällt noch beſon
ſonders ins Gewicht, daß ſich nach den bisherigen Erfahrungen im
allgemeinen nur tüchtigere Schüler für die Aufbauklaſſen melden,
weil die beſonderen Anforderungen, die an die Schüler dieſer
Klaſſen geſtellt werden, bekannt ſind.

Von den 2249 Schülern der unterſten, alſo der U III-Klaſſen
hatten 1770 80 Prozent vorher eine Volksſchule beſucht, 316
13 Prozent eine mittlere Schule und 163 7 Prozent eine höhere
Schule. Die weſentliche Beſtimmung der Aufbauſchulen, tüchtigen
Schülern der Volksſchulen den Erwerb einer höheren Schulbildung
zu ermöglichen, iſt alſo bisher erfüllt, und die mehrfach auf-
getretene Behauptung, daß die Aufbauklaſſen in der Hauptſache mit
„geſcheiterten“ Schülern der höheren Lehranſtalten gefüllt würden,
iſt völlig unberechtigt und unzutreffend.
Unter den 2249 Schülern der U III-Klaſſen befinden ſich 603
27 Prozent auswärtige Schüler, die im Seminar-JInternat oder in
Privatpenſionen untergebracht werden mußten. Weit über zwei
Drittel der Schüler wohnen am Schulorte ſelbſt oder in deſſen un-
mittelbarer Nähe, ſo daß alſo der großen Mehrzahl der Eltern die
Penſionskoſten erſpart bleiben. Die unterrichllichen Leiſtungen der
Aufbauklaſſen entſprechen durchaus den Erwartungen. Es iſt dies
das übereinſtimmende Urteil der Mitglieder des Miniſteriums und
der Dezernenten der Provinzialſchulkollegien, die bisher an der Be
aufſichtigung und den Beſuchen der Aufbauklaſſen beteiligt waren.

Keine Ermäßigung der Preiſe für Braunkohle und Braun
kohlenbriketts. In den letzten Tagen durchlaufen die Preſſe wieder
Meldungen über eine kurz bevorſtehende Preisermäßigung für Kohlen.
Wir wir von unterrichteter Seite erfahren, handelt es ſich dabei in
dem unbeſetzten Gebiet nur um die Erzeugniſſe der Steinkohlen
ſyndikate. Die beiden Braunkohlenſyndikate, das mitteldeutſche und
das oſtelbiſche, denken nicht daran, dieſem Beiſpiel zu folgen.

Bundeskleingartenland. Der Bund zur Erhaltung und Mehrung
der deutſchen Volkskraft hat im Norden der Stadt zur Anlage von
Schrebergärten und zum Kartoffelanbau Land zur Verfügung geſtellt
erhalten. Es handelt ſich um eine Daueranlage. Intereſſenten für
dieſes Land werden auf den am Dienstag, dem 16. September, abends
8 Uhr, im Hardenbergkaſino, Hardenbergſtraße 1, ſtattfindenden Vor-
trag des Profeſſors Abderhalden über die beabſichtigte Schreber
gartenanlage aufmerkſam gemacht. Jedermann hat Zutritt.

Keine Aufhebung der Polizeiſtunde. Eine Zeitungsmeldnug
behaupter, in wenigen Wochen, wahrſcheinlich ſchon im Oktober,
werde die völlige Aufhebung der Polizeiſtunde und eine Erweite-
rung der Tanzerlauhnis erfolgen. Wie der Amtliche Preußiſche
Preſſedienſt mitteilt, iſt im Miniſterium des Jnnern hiervon nichts
bekannt.

Selbſtmordverſuch. Am Sonntag in aller Frühe verſuchte ein
26 jähriges Mädchen von der 2. Schieferbrücke aus in ſelbſtmörderiſcher
Abſicht in die Saale zu ſpringen. Von zwei hinzukommenden
Männern wurde es an ihrem Vorhaben gehindert und der Polizei
wache zugeführt. Krankheit ſoll das Mädchen zu dieſem Schritt
veranlaßt haben.

Ein Mefſfſerattentat. Als in der vergangenen Nacht ein Maler
mit einigen Bekannten ſeine Wohnung in der Seydlitzſtraße betreten
wollte, kam plötzlich ein in der Eichendorffſtraße wohnender Maurer
auf ihn zu und ſtach ihn ohne jeden Grund mit einem Meſſer in das
rechte Schulterblatt. Der Verletzte wurde zu einem Arzt gebracht
und von hier nach Anlegung eines Notverbandes nach ſeiner Wohnung
transportiert. Die erlittene Verletzung iſt lebensgefährlich. Der Täter
iſt feſtgeſtellt.

Unfälle auf dem Jahrmarkt. Auf dem Jahrmarkt wurde am
Sonnabendabend eine Frau von der Gondel einer Luftſchaukel er
heblich im Geſicht verletzt, ſo daß ſie nach Anlegung eines Not-
verbandes der Klinik zugeführt werden mußte. Geſtern nachmittag
wurde auf dem Jahrmarkt ein Mädchen von einer Frau durch Schlagen
und Treten mißhandelt, wobei das Mädchen im Geſicht erheblich
verletzt wurde, ſo daß ſich die Anlegung eines Verbandes erforderlich
machte. Abends fiel eine Frau auf dem Jahrmarkt aus einem
Karuſſell und verletzte ſich hierbei erheblich am Naſenbein. Die
Verletzte mußte der Klinik zugeführt werden.

Ammendorf. Ausſtellung. Vom 28. September bis 1. Oktober
findet hier die Gewerbe- und Jnduſtrie- Ausſtellung ſtatt. Auch eine
Ausſtellungslotterie iſt geplant.

Gutenberg. Schwerer Unglücksfall. Am Sonnabendvor-
mittag fuhr das Laſtauto einer Halleſchen Dachpappenfirma nebſt
Anhänger durch unſern Ort. Der Begleitmann des Anhängers befand
ſich vorſchriftswidrig nicht auf dem Anhänger, ſondern ſaß auf dem
Führerſitz neben dem Chauffeur. Zwei Knaben kamen dadurch in die
Verſuchung, ſich auf die Kuppelung zwiſchen den beiden Wagen zu
ſetzen. Als ſie hinter dem Dorfe wieder abſpringen wollten, flog der
eine in den Chauſſeegraben, während dem anderen der Auhänger über
Kopf und Bruſt fuhr, jo daß der Knabe ſofort getötet wurde. Der
Verunglückte iſt der achtjährige Sohn der Kriegerwitwe Demann.
Das Autv fuhr weiter, da weder der Chanffeur, noch der Begleit
an den Unfall bemerkt hatten. Dieſer Fall ſollte nur zur Warnung

ienen.
Spickendorf. Beſtätigt. Der zum Gemeindevorſteher wieder

gewählte Gutsbeſitzer Kurt Keitel wurde vom Landrat beſtätigt.
Löbejün. Kommuniſtiſche Kommunalpolitik. Jm Haupt

punkt der am vergangenen Freitag abgehaltenen Sitzung der Stadt-
verordneten bildete ein Antrag der Erwerbsloſen um Bereitſtellung
von Mitteln zur Beſchaffung von Lebensmitteln, Kleidungsſtücken uſw.,
Erlaß von Ackerpächten und Niederſchlagung von Steuern. Forderungen,
die jeder Einſichtige ohne Bedenken gutheißen muß, weil ſie im
Rahmen des Möglichen liegen. Seitens des Magiſtrats wurde den
Forderungen auch kein Widerſtand entgegengeſetzt, nur darauf auf
merkſam gemacht, daß der Beſchluß anders formuliert werden müßte,
da ſonſt das Kreiswohlfahrtsamt auf Grund der nun einmal be-
ſtehenden Beſtimmungen gezwungen ſei, die Erwerbsloſenpflichtſätze
nicht zur Auszahlung zu bringen. Eine Sonderzuweiſung aus
kommunalen Mitteln iſt nicht geſtattet. Dem kommuniſtiſchen Stadt
verordneten Friedrich war dieſer Hinweis wieder ein willkommener
Anlaß, eine ſeiner berühmten Reden gegen Rathausbureaufratie,
Reformismus und wer weiß was vom Stapel zu laſſen. Weil er
wieder mal nicht allein war, verzapfte er ein ſolch törichtes Zeug,
daß die bürgerlichen Vertreter ſchon nach kurzer Zeit die Sitzung
verließen; ſelbſt ſeinen eigenen Fraktionsgenoſſen wurde es un-
geheuerlich zu Mute. Der einzige Erfolg dieſes Geſchwatels war,
daß die Angelegenheit erſt in der nächſten Stadtverordnetenſitzung
zur Erledigung lommt. Jnzwiſchen haben die Erwerbsloſen hin
reichend Gelegenheit, darüber nachzudenken. womit Jhnen mehr
genützt iſt, ob mit kommuniſtiſchen Schimpfereien oder wirklicher
Hilfe, ganz gleich in welcher Form ſie gewährt wird. Die Abnahme
der Jahresrechnung für 1921 (7) erledigte ſich durch Kenntnisnahme.
Durch Annahme eines Ortsgeſetzes wurde die Zahl der unbeſoldeten
Magiſtratsmitglieder auf vier feſtgeſetzt. Bei der Wahl der Bei-
geordneten und der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder war ein Form-
fehler dadurch entſtanden, daß beide Wahlen im neuen Wahlgange
vorgenommen worden waren; die Anfſichtsbehörde hat die Wahl
deshalb nicht beſtätigt. Die abermalige Wahl ſoll in der am
23. September ſtattfindenden Sitzung vorgenommen werden, in welcher
auch der Antrag der Erwerbsloſen mit zur Erledigung kommen ſoll.

Montag, den i1s. September

Aus der Provinz.
Wer wird Candeshauptmann?

mit Hüte der Kommuniſten ein Bürgerlicher.

Der Landtag für die Provinz Sachſen tritt morgen, Dienstag,
vormittag zu einer außerordentlichen Tagung zuſammen, die not
wendig geworden iſt, weil die vom vorigen Landtag vorgenommene
Wahl des Genoſſen Landsberg zum Landeshauptmann nicht die
Beſtätigung des Staatsminiſteriums gefunden hat. Die Nicht-
beſtätigung des Genoſſen Landsberg iſt ein Unrecht, das damit
nicht an Sympathie gewinnt, wenn formelle Gründe dafür heran-
gezogen werden. Die Begründung, daß die Wahlhandlung nicht
cinwandfrei durchgeführt worden ſei, kann in keinem Falle als
ſtichhaltig anerkannt werden. Die Wahl iſt in den üblichen For-
men vorgenommen worden. Sie unterſchied ſich in keiner Weiſe
von den bisher vorgenommenen Wahlen. Wenn die bürgerlichz
Mehrheit des Staats miniſteriums ſich dann weiter darauf beruft,
daß der Provinziallandtag ſelbſt durch den in ſeiner Sitzung vom
14. April gefaßten Beſchluß die Wahl Landsbergs rückgängig
machen wollte, ſo hat er dabei die Vorgäng:, die zu dieſem köchſt
merkwürdigen Beſchluß geführt haben, unberückſichtigt gelaſſen
trotzdem ſie für die Beurteilung der Frage geradezu ausſchlag-
gebend ſein müßten. Der Beſchluß, gegen die Wahl Proteſt ein
zulegen, iſt nur mit den Stimmen der Bürgerlichen zuſtande ge
kommen, deren Kandidat bekanntlich gegenüber dem Genoſſen
Landsberg mit einer Stimme in der Minderheit blieb. Die Wahl
Landsberg war nur dadurch möglich, daß zwei bürgerliche Ab-
geordnete weiße Zettel abgegeben haben. Unter Bruch des Wahl-
geheimniſſes erzwangen die bürgerlichen Fraktionen von ihren Mit-
gliedern jene von uns entſprechend gewürdigten Erklärungen, daß
ſie ihre Stimme nur für den Gegenkandidaten Landsbergs, den
jetzigen Landeshauptmann- Stellvertreter Geheimrat Dr. Hüb-
ner, abgegeben hätten. Schließlich einigten ſich die bürgerlichen
Fraktionen dahin, unter Anwendung des Fraktions- und Abſtim-
mungszwanges Proteſt beim Staatsminiſterium einzulegen. Alſo
nicht irgendein wahltechniſches Vergehen war der tatſächliche
Grund zu dem Vorgehen der bürgerlichen Mehrheit, ſondern ihre
maßloſe Wut über die Wahl eines Sozialdemokraten zum Landes-
hauptmann. Jhre Wut war um ſo größer, als ſie erfuhren, daß
der Gewählte gar noch ein Jude ſei.

Auch innerhalb der kommuniſtiſchen Fraktion hat es wegen der

gegeben. Nach ſcharfen Auseinanderſetzungen hat die kommu-
niſtiſche Fraktion aber doch beſchloſſen, für den Sozialdemokraten
zu ſtimmen. Der Beſchluß iſt auch, wie das Wahlergebnis zeigt.
reſtlos durchgeführt worden. Jnzwiſchen kam die Ruth-Fiſcher-
Zentrale an die Herrſchaft und ſchleuderte einen Bannſtrahl gegen
die kommuniſtiſche Landtagsfraktion wegen ihres Verbrechens. Sie
wurde vor die Bezirksleitung in Halle geladen und nach Strich
und Faden abgekanzelt für das Verbrechen, für einen Sozialdemo-
kraten geſtimmt zu haben. Nicht genug damit. Jn einer Erklä-
rung, die in der kommuniſtiſchen Preſſe erſchien, wurden die kom
muniſtiſchen Provinziallandtagsabgeordneten wie dumme Jungen
abgekanzelt und angewieſen, den im April begangenen Fehler
wiedergutzumachen“. Triumphierend hieß es damals im „Klaſſen-
kampf“, daß ein Sozialdemokrat nie wieder die Stimme eines
Kommuniſten bekommen würde. Dadurch iſt den Büxgerlichen im
Provinziallandtag, die nur zwei Stimmen mehr als Kommuniſten
und Sozialdemokraten zählen, ihr Herz erleichtert.
nun, daß ihnen die Kommuniſten, wie ſie das im Reichstag, im
Berliner Stadtparlament und bei anderen Gelegenheiten getan
haben, nunmehr auch im Provinziallandtag der in überwiegender
Mehrheit von Proletariern bewohnten Provinz Sachſen behilflich
ſein werden, den Einfluß der werktätigen Bevölkerung auszuſchal-
ten. Sie wiſſen ganz genau, was dieſer Befehl der halliſchen kom
muniſtiſchen Bezirksleitung für ſie bedeutet. Die kommuniſtiſche
Provinziallandtagsfraktion übernimmt damit die Rolle des Steig-
bügelhalters derReaktion. Durch dieſe geradezu blödſinnige wenn
man bedenkt, daß der Landeshauptmann im Provinzialausſchuß
mit ſeiner Stimme den Ausſchlag gibt, als verbrecheriſch zu
bezeichnende Einſtellung der kommuniſtiſchen Parteizentrale iſt
die Wahl eigentlich ſchon entſchieden. Die Entſcheidung iſt nach
der Richtung hin gefallen, daß der Kandidat der bürgerlichen Frak-
tion durch die Mithilfe der Kommuniſten, die Stimmenthaltung
üben oder auch bei der Stichwahl für ihren eigenen Kandidaten
ſtimmen werden, ſiegen wird. Ein ſozialdemokratiſcher Kandidat
hat, nachdem die Kommuniſten auch im Provinziallandtag eben
falls nur die Befehle Moskaus ausführen, nicht die geringſte Aus-
ſicht, gewählt zu werden. Die ſozialdemokratiſche Fraktion jeden
falls wird alle Möglichkeiten erſchöpfen, um wenigſtens zu ver-
hindern, daß der Kandidat der Deutſchnationalen der
frühere Regierungspräſident v. Gersdorff, durch die Schuld
der Kommuniſten an die Spitze der provinzialſächſiſchen Selbſt
verwaltung gelangt. Sie wird verſuchen, die Abſicht Moskaus, derProvinz Sachſen einen reaktionären Landeshauptmann auf-
zudrängen, unter allen Umſtänden zurückzuweiſen.

Außerdem ſollen in der morgen beginnenden Tagung Beihilfen
bewilligt werden für die im Mai von Unwettern ſchwer betroffenen
Gemeinden der Kreiſe Halberſtadt und Heiligenſtadt ſowie einige
Orte des Kreiſes Ziegenrück. Die im Kreiſe Torgau gelegene Land
gemeinde Annaburg wünſcht der Städteordnung unterſtellt zu
werden. Bei der Zuſammenſetzung des Landtages beſteht kein
Zweifel, daß dem Wunſche der Gemeinde entſprochen wird. Die
Beſtimmungen über das Kaſſen und Rechnungsweſen der Provinz
ſollen vereinfacht, die Gebühren für das Landesarbeitsamt neu
feſtgeſetzt werden.

Schließlich ſollen noch Mittel zur Verfügung geſtellt werden, um
Beamten und Angeſtellten der Provinzialverwaltung die Möglich-
keit zur Beſchaffung einer eigenen Wohnung zu geben. Die Tagung
wird vorausſichtlich zwei, höchſtens drei Sitzungen in Anſpruch
nehmen. Ehe im kommenden Frühjahr der Provinziallandtag
wieder zuſammentritt, werden die Neuwahlen ſtattgefunden
haben, die, wie das letztemal, im Zuſammenhang mit den Wahlen
zum Preußiſchen Landtag erfolgen werden.

h än.
Kreistag Liebenwerda.

Der Ankauf des Schradens beſchloſſen. Verrat der Kom
muniſten.

um Freitag, dem 12. September, war eine dringliche Sitzung des
Liebenwerdaer Kreistages nach Pleſſa einberufen worden. Seit
Jahrzehnten beſteht unter den SchradenBewohnern der Wunſch,
den Schraden für die Schraden-Bewohner zu kaufen. Jahrelang
haben die Verhandlungen gedauert; doch immer wieder ſchlugen ſie
fehl. Nun iſt es endlich gelungen, die Regierung zu bewegen, den
Schraden zu verkaufen. Beſondere Verdienſte hat ſich hierum der
Landrat des Kreiſes, unſer Genoſſe Vogl, erworben. Jn zäher,
jahrelanger Arbeit ſind nun endlich alle Schwierigkeiten durch Ge
noſſen Vogl beiſeite geräumt worden. Am Freitag nun ſollte der
Kreistag durch ſeinen Ankaufsbeſchluß den Schlußſtein legen. Auch
im Kreistag und in der Kreistagéeſitzung ſelbſt mußten vorher
Gegenſätze überwunden werden. So hat es, wie wir hören, in der
bürgerlichen Fraktion ſtarke Auseinanderſetzungen gegeben. Unter
Führung von Bürgermeiſter Stiehler war eine ſtarke Oppo
ſition gegen den Ankauf, die drohte, die Hälfte der bürgerlichen Ab-
geordneten mit ſich zu reißen. Davon mußten die Schradenſiedler
erfahren haben, denn trotz des ſchönen Wetters, das viele auf ihren
Feldern zurückhielt, hatten ſich einige hundert Schradenſiedler zü
einer Sitzung des Schraden-Jntereſſentenverbandes, die vor dem
Kreistag in Pleſſa ſtaltfand, eingefunden, die von dem Vorſitzenden
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des W. I r Genoſſen Vogl, geleitetwurde. e e Vogl noch einmal alles Für und Wider
für den des Schradens dar. Er teilte mit, daß das preu
ßiſche Lindwirtſchaftsminiſterium ſich nach ſchwierigen Verhand-
ungen nun endlich bereitgefunden hätte, dem Kreis Lieben-

werda aus dem Schraden eine Fläche von 1402 Hektar abzutreten.
Die Geſamtfläche gliedere ſich in 998,63 Hektar landwirtſchaftlich
bereits genutzte Fläche, 324 Hektar Waldfläche (die letztere iſt vom
Forſtfiskus bereits z 14,85 Hektar Straßen und Verbin-
dungswegen, 409,78 Hektar Wirtſchaftstwege, 5,36 Hektar Durchlauf
gräben, die Entwäſſerung des ganzen Schradengebietes dienen,ſowie 9,88 Scktar Gräben von lokaler Bedeutung. Das Land
kommt durchſchnittlich auf 890 Mk. pro Hektar zu ſtehen. 75 Pro
zent von der erworbenen Fläche war bereits bisher landwirtſchaft
lich benutzbar und wurde den SchradenBewohnern vom Fiskus
verpachtet. Die Kaufſumme muß in bar auf einmal hinterlegt
werden. Die Siedler haben den Kaufpreis an den Kreis zu zahlen.
Er muß in fünf Jahren nach der Uebergabe getilgt ſein. Das Geld
wird mit 10 bis 11 Prozent verzinſt werden müſſen.

Die anweſenden Intereſſenten aus den Schradendörfern ſprachen
ſich einſtimmig für den Kauf aus. Von den Kreistagsabgeordneten
ſprachen Lücke (Packiſch) von der Rechten und Günther (Döl-
lingen). Lücke machte darauf aufmerkſam, daß gegenwärtig der
Roggenpreis ſehr hoch ſtände und der Preis des Schradens, der nach
Roggenpreis gezahlt werden müſſe, ſehr hoch ſei. Man ſolle ſich den
Kauf reiflich überlegen. Von den Kommuniſten ſprachen
Walther und Naumann und von unſerer Seite Gen. Diet-
r ich (Falkenberg) ſich für den Ankauf des Schradens aus. Ge-
noſſe Dietrich erklärte, daß die Sozialdemokraten von jeher
für Beſiedelung des Schradens eingetreten wären. Wenn auch die
Kaufbedingungen nicht beſonders gut ſeien, ſo dürfe dieſe gebotene
Gelegenheit nicht verpaßt werden, denn ſonſt wäre der Schraden
auf Jahrzehnte hinaus für die SchradenBewohner verloren. Die
Einwendungen des Amtsrats Lücke wies er zurück. Gerade die
politiſchen Freunde des Herrn Lücke ſeien ja drauf und dran, den
Roggen im Preiſe noch höher zu ſchrauben, und zwar durch die Zoll
geſetzgebung, ſo daß, wenn der Kauf verzögert würde, Gefahr be-
ſtände, daß der Kaufpreis noch höher würde.

z mehreren Wagen unternahmen nun die Kreistagsmitglieder
unker Führung von Sachverſtändigen eine Fahrt durch den Schra-
den. ie Wege, eine Qual für Menſchen und Tiere, und die Ent
wäſſerung drängt auf Löſung. Die Stelle, wo das Muſtergut in
einer Größe von 140 Morgen errichtet werden ſoll, wurde ebenfalls

ichtigt.
Nach der Rückkehr fand die Sitzung des Kreistages ſtatt. Ein

Kreistagsmitglied. Bürgermeiſter Stiehler (Elſterwerda)
fehlte. Vor Eintritt in die Tagesordnung gedachte der Landrat des
Ablebens unſeres Genoſſen, Amtsvorſteher Selig mann (Erö-
beln). An deſſen Stelle hatte der Kreistag einen neuen Amtsvor-
ſteher zu wählen. Es waren drei Wahlvorſchläge eingegangen.
Die Wahl ſollte ſo recht das arbeiterfeindliche Verhalten der Kom-
muniſten zeigen. Jm erſten Wahlgange erhielten Stimmen: der
Vorſchlag der Rechten, Landwirt Walther (Cröbeln) 10 Stim-
men, Landwirt Guſtav Mar x (Kommuniſt) 7 Stimmen, und Otto
Berge, Eiſenbahnarbeiter (Vorſchlag der SPD.), 8 Stimmen.
Jn der Stichwahl wurde nun durch das verräteriſche Verhalten derKommuniſten nicht der Arbeitervertreter gewählt, ſondern der
Mann der äußerſten Rechten. Trotzdem die Linke der Rechten mit
einer Stimme überlegen war, gaben die Kommuniſten in der Stich-
wahl weiße Stimmzettel ab und enthielten ſich ſomit der Abſtim-
mung. Auf gleiche Weiſe wurde der Stellvertreter gewählt. Jn
einer der vorigen Sitzungen des Kreistages entſchieden ſich die Ver-
treter der Sozialdemokraten in der gleichen Lage wie die Kommu-
niſten es kam damals ein Kommuniſt in die Stichwahl ohne
Zögern für den Kommuniſten. Genoſſe Dietrich hielt den Kom
muniſten ihr „klaſſenbewußtes“ Vorgehen entgegen, als ſie ver-
ſuchten, in der Schradenfrage den Zuhörern weiszumachen, daß,
wenn ſie Einfluß auf die Regierung hätten, das Schradenland den
Arbeitsbauern koſtenlos zur Verfügung geſtellt würde. Wie be-
ſchümend die Amtsvorſteherwahl auf manchen Kreistagsabgeord-

n der kommuniſtiſchen Fraktion eingewirkt hat, geht wohl dar-
aus hervor, daß ein Kreistagsabgeordneter der kommuniſtiſchen
Fraktion nach der Sitzung zum Genoſſen Dietrich äußerte, dieſen
Schwindel mache er ein zweitesmal nicht wieder mit, er hätte es
gründlich ſatt.

Einſtimmig wurde dann beſchloſſen, den Schraden zu kaufen.
Genoſſe Falkmeier (Liebenwerda) führte für die Sozialdemo-
kratiſche Partei folgendes aus: Ohne ein Wenn und Aber ſtimme
die Sozialdemokratiſche Partei für den Ankauf des Schradens, denn
es gelte, den kleinen Bauern der Schradendörfer zu helfen. Aber
auch den vielen Arbeitern, die in den Schradendörfern wohnen,

elte es, zu helfen, damit ſie in der Zeit der darniederliegengen
Konjunktur etwas Land zu bearbeiten hätten und nicht gezwungen
ſeien, den Jnduſtriellen in die Hände zu fallen. Es müſſe verſucht
werden, dieſen Leuten noch eine beſtimmte Anzahl Morgen zu-
zuteilen, damit ſie eine kleinere ſelbſtändige Landwirtſchaft be-
treiben können.

Nach Schließung der Sitzung fand unter Führung des Kreis-
tagscbgeordneten Bergwerksdirektor v. Deli u s eine Beſichtigung
des Pleſſaer Braunkohlenwerkes ſtatt. Auch hierbei lernte man
den traurigen Mut der kommuniſtiſchen Fraktion kennen. Man
ſpielte den Radikalen, um dann auf die SPD. zu ſchimpfen, daß
ſie unter Führung eines Jnduſtriellen womöglich an einem
Eſſen mit den übrigen Vertretern der Reaktion teilnehme.
Da eine Anzahl kommuniſtiſcher Arbeiter anweſend war, mußten
ſie doch zeigen, daß ſie andere Kerle waren als die SPD., und ſo
die Scharte, die man ſich bei den Amtsvorſteherwahlen zugezogen
hatte, wieder etwas verwiſchen. Jn anderen Fällen hat man ruhig
an derartigen Beſichtigungen teilgenommen und ſich auch mit an

die von der Großinduſtrie geſpendeten Tafeln geſetzt. So haben
Mitglieder der kommuniſtiſ Kreistagsfraktion um nur einen
Fall zu nennen an einem Eſſen, das anläßlich einer Beſichtigung
der Lauchhammer Werke ſtattfand, teilgenommen. Nur ſah es da
mals niemand.

Die Beſichtigung ſelbſt zeigte allen, die den Bergbau nicht kann-
ten, einen intereſſanten Einblick in ein Braunkohlenwerk. Be-
ſenderes Intereſſe fand eine im Bau befindliche Abraumförder-
hrücke, eine rieſige Eiſenkonſtruktion von 500 Tonnen Gewicht. Die
Brücke mißt 125 Meter Spannweite; ſie ruht, um ein Verſchieben
und Drehen zu ermöglichen, trotz ihres rieſigen Ausmaßes nur
auf drei Punkten; ſie kann nicht nur am Abraum entlang, ſondern
auch rechtwinklig dazu bewegt werden und wandert auf dieſe Weiſe
ibber das ganze Kohlenfeld. Die Fachwelt iſt geſpannt, wie dieſe
Brücke funktionieren wird, denn es iſt die erſte Anlage dieſer Art.
Man will dadurch eine erhebliche Verbilliqung der Produktion
herbeiführen.

Die kommuniſtiſche Fraktion hatte, wie oben geſagt, an der Be
ſichtigung nicht teilgenommen. Aber prompt entſchuldigte ſich auch
hier ein Mitglied der kommuniſtiſchen Fraktion, genau ſo wie in
der Amtsvorſteherwahlgeſchichte, und bat Herrn v. Delius um Ver-
zeihung; er hätte infolge Fraktionsbeſchluß nicht anders gekonnt.
So geht es in der KPD. zu.

Merſeburg. Wegen betrügeriſchen Bankerotts ver-
haftet wurde der Kaufmann Erich Altſtädt von hier. A. war Ge-
ſchäftsführer der Hallen- und Wohnungsbau-Geſellſchaft, über deren
Vermögen vor einigen Tagen der Konkurs verhängt wurden war.

Sangerhauſen. Parteiverſammlung. Die Agitationsfrage
ſteht momentan im Vordergrund der zu erledigenden Parteiaufgaben.
Auch Genoſſe Brüll als Reſerent in der letzten Mitglieder-
verſammlung ſtellte in den Vordergrund ſeiner Ausführungen die
Notwendigkeit der Ausnutzung der jetzigen Situation zu intenſivſter
Tätigkeit für Partei und Preſſe. Nach ihm gab Genoſſe Troll den
Bericht von der letzten Stadtverordnetenſitzung und nagelte in aus-
führlicher Weiſe das arbeiterfeindliche, jedes ſoziale Empfinden bare
Verhalten der Bürgerlichen und Kommuniſten feſt. Jn der Diskuſſion
wurden die Ausführungen noch durch mehrere Genoſſen ergänzt.
Zum Bezirks-Parteitag wurde Genoſſe Wald mann, in den Bildungs-
ausſchuß Genoſſe Brüll delegiert. Genoſſe Haberland verwies
in kurzen Ausführungen auf die Vertreterwahl der Konſumgenoſſen-
ſchaften und forderte die Parteigenoſſen zu reger Werbearbeit für die
Aufbauliſte auf. Die Unterſtützung von ſeiten der Partei wurde
zugeſagt, aber auch verlangt, daß die Funktionäre der Genoſſenſchaft
aktiv für die Partei tätig ſein mögen, was bisher leider von einem
Teil nicht geſagt werden konnte. Als Nachfolger des aus dem
Magiſtrat ausgeſchiedenen Genoſſen Scharfſtädt wurde der Genoſſe
Heimann beſtimmt. Zum Schluß entſpann ſich noch eine lebhafte
Debatte über das Verhalten einiger Genoſſen in ihrem Privatleben,
das als parteiſchädigend bezeichnet wurde. Da die in Frage kommenden
Genoſſen nicht anweſend waren, wurde die Debatte bis zur nächſten
Verſammlung vertagt. Jn vorgeſchrittener Stunde ſchloß Genoſſe
Waldmann die Verſammlung.

Sangerhauſen. Die Gründung einer Volksbühne. Wie
in den meiſten Kleinſtädten ſo leidet auch in Sangerhauſen die Be
völkerung ſtark unter dem Mangel an guten Bildungsmöglichkeiten.
Geiſteskultur iſt Luxus. Nur die über einen ganz beſonders gut-
gefüllten Geldbeutel verſügenden ſind in der Lage, daß am Ort fehlende
iu benachbarten Großſtädten zu genießen. Die Pflege des Geiſtes
darf aber kein Privileg für Beſitzende ſein. Jm Jntereſſe der geiſtigen
Höherentwicklung von Individium und Geſellſchaft iſt es notwendig,
daß wir vom Bildungsvprivileg der Beſitzenden zur wahren Volkes-
bildung kommen. Aus dieſem Grunde begrüßen wir es aufs leb
haſteſte, daß einige Kunſtfreunde den Verſuch unter
nommen haben, eine Volksbühne ins Leben zu rufen. Alle Freunde
wahrer Volkskunſt ſind zu Dienstag, dem 16. September, zu einer
Verſammlung nach dem Preußiſchen Hof“ eingeladen. Wir fordern
unſere Leſer und darüber hinaus die geſamte werktätige Bevölkerung
Sangerhauſens auf, die Verſammlung zu beſuchen und Mitglied der
Volksbühne zu werden. Nachdem in dankenswerter Weiſe die Pionier-
arbeit geleiſtet iſt, liegt es nun an der Sangerhäuſer Bevölkerung,
durch Gründung einer Volksbühne eine Kulturgemeinde zu ſchaffen,
die in der Lage iſt, ſegensreiche Arbeit zu leiſten. Wir wünſchen
vollen Erfolg und hoffen, bald von der Exiſtenz einer ſtarken „Volks
bühnengemeinde Sangerhauſen“ berichten zu können.

Telitzſch. Die kulturellen Volksabende, die ſchon im
vorigen Jahre von der Buchhandlung Krauſe (Markt) veranſtaltet
wurden, finden auch dieſen Winter wieder ſtatt. Es ſind vier Abende
vorgeſehen: Mittwoch, den 8. Oktober. eine Löns-Gedächtnisfeier;
Mittwoch, den 12. November, ein Liſe-AbtTanzabend (die erſte Ver
anſtaltung dieſer Art in Delitzſch); am 15. Dezember ſpricht der Ar
beiteraſtrvnom L. H. Bürgel über den Bau des Welltalls, und als
Abſchluß findet im Februar ein froher Abend ſtatt. Da die Volks-
hochſchule wahrſcheinlich nicht wieder zuſtandekommen wird, ſind die
Veranſtaltungen zu begrüßen. Mitglieder der Freien Volksbühne
erhalten übrigens ermäßigte Preiſe.

Roitzſch. Einbruchsdiebſtahl. Freitagnacht ſuchten Ein
brecher die Sattlerei von Bahn heim. Jhre Beute iſt ganz beträchtlich.
Die eifrig nach den Tätern forſchende Polizei verfolgt eine beſtimmte
Spur.

Friedersdorf. Eine öffentliche Verſammlung fand hier
am Mittwoch, dem 10. September, ſtalt. Genoſſe Peters (Halle)
ſprach über „Londoner Abkommen und Sozialdemokratie.“ Das
Referat wurde ſehr beifällig aufgenommen. Natürlich fehlte auch ein
kommnniſtiſcher Redner nicht. Der ju endliche Fritz Rödol (Bitterfeld)
(er hatte ſich ſchon einmal im Stahlhelm angemeldet, wurde aber

nicht aufgenommen) beſorgte die Feige te der Reaktion. Dem
noſſen Peters war es leicht, ihn im Schlußwort zu erledigen.
Erfolg war auf unſerer Seite.
Falkenberg. Eine wichtige Gemeindevertreterſitzung
findet am Mittwochabend um 7 Uhr ſtatt. Sie wird ſich u. a. end
gültig mit der Beurlaubung des Bürgermeiſters und des Sparkaſſen
rendanten befaſſen. Wir werden ſobald wie möglich die Oeffentlichkeit
über die innexen Vorgänge, die zur Beurlaubung und dem Ziele der
Entlaſſung führten, berichten. Die Fraktion befaßt ſich Dienstag
abend in einer Sitzung mit der Tagesordnung zur Gemeindevertreter
ſitzung. Es iſt Pflicht, aller Vertrauensmänner, die Fraktionsſitzung
zu beſuchen.

Falkenberg. Der Kreisboteim Sterben. Vor kurzem wurde
hier mit großem Tamtam eine neue Zeitung gegründet, die den
Namen „Kreisbote“ führt. Jn der Einführung hieß es, daß es eine
„deutſche“ Zeitung ſein ſollte, die deutſche und vaterländiſche Geſinnung
pflegen will und beſonders ein Organ des „Stahlhelm und Wehrwolf“
iſt. Die Herausgeber, Wittig Sohn, waren auf die Verſprechungen
des Stahlhelms und Wehrwolfs eingegangen. Jhr ſorgenfreies Leben,
das ſie bis dahin führen konnten, iſt nun dahin. Wittig ließ ſich durch
die Verſprechungen dazu verleiten, ein neues Druckereigebäude zu
errichten. Aus der kleinen Quetſche ſollte eine große Druckerei ent
ſtehen. Doch, o weh, Herr Wittig hotte nicht mit der Wahrheitsliebe
jener Leute, die ihm die Verſpre ngen gemacht hatten, gerechnet.
Wohl hatten Oberſtleutnant Zander und Herr Aſche (Torgau) große
Verſprechungen gemacht, doch man iſt es ja gewöhnt, daß dieſe Herren
das Maul immer voll nehmen. Denn genau ſo, wie ſie im Ernſt
falle mit ihren nationalen und patriotiſchen Verſprechungen es nicht
ſo ernſt nehmen, genan ſo haben ſie Wittig Sohn im Stiche ge-
laſſen. Wie wir aus ganz ſicherer Quelle hören, ſoll der „Kreisbote“
mangels Abonnentenzahl in Kürze ſein Erſcheinen einſtellen. Die
republikaniſche Bevölkerung wird dem Kreisboten keine Träne nach-
weinen obwohl man den Herausgeber menſchlich bedauert, denn er
iſt es, der den Verſprechungen der nationalen Helden geglaubt hat,
ſie aber jetzt teuer bezahlen muß.

HGrünewalde. Der rote Frontkämpferbund ohne
Frontkämpfer. Zur Werbung für den roten Frontkämpfer-
bund hatten die KPDiſten eine öffentliche Verſammlung ein-
berufen. Eine Zahl Jugendlicher, welche den Krieg nur von den
Siegesfeiern in der Schulbank kennenlernten, ſowie auch einige
Parteikommuniſten hatten ſich eingefunden. Dazu hatte „Schwarz-
RokGold“ und die Sozialdemokratiſche Partei einige Kameraden
und Genoſſen entſandt. Wie zu erwarten war, war das Referat
des Kommuniſten Kreiner (Wittenberg) eine einzige Schimpf-
kanonade auf die Sozialdemokratie. Der Bürgerkrieg iſt die Heil-
methode, die er für das deutſche Volk empfiehlt. Jn dieſem Bürger-
krieg wird Deutſchland mit Hilfe Rußlands geſunden. O, du
heilige Einfalt! Wir kennen zwar die Litanei der Kapediſten,
aber die Art, wie dieſer Mann ſich aufmachte, war ſelbſt ſeinen
Freunden zu viel. Man konnte dies deutlich wahrnehmen. Nach-
dem er noch eine Reihe Unwahrheiten die bei den Kommuniſten
recht feil ſind über Reichsbanner SchwarzRotGold und die
Sozialdemokratie verzapft hatte, gab er recht prieſterlich die
Statuten (2) des Roten Frontkämpferbundes bekannt und forderte
zur Diskuſſion auf. Genoſſe Voigt unterzog ſich denn auch der
Mühe, das krauſe Zeug Kreiners in der Ausſprache zu zerpflücken.
Die wahren Beſtrebungen der KPD. wurden rückſichtslos bloß-
geſtellt. Unter falſcher Flagge ſegelt man, mit unechten Unter-
lagen operiert man, um den Anordnungen der neuen Putſchzen
trale der KPD. zu genügen. Die Waffen der KPD. ſind bekannt,
Kein auf politiſche Reinlichkeit haltender Arbeiter kann den
Lockungen der KPD. folgen. Die Angriffe gegen Reichsbanner
SchwarzRotGold und die Sozialdemokratiſche Partei wies Ge-
noſſe Voigt energiſch zurück, und forderte zur Beweisführung auf.
Jm Schlußwort ging der Referent hierauf gar nicht ein, da ſeine
Behauptungen erlogen waren. Er will den Kampf auf ſeine Art
führen. Ja, und dieſe Art. Fünf oder ſechs junge Leute, welche
anſcheinend die Politik mit dem Schnuller ſaugen, wollen auch
dieſen Kampf führen. Die Verſammlung hat erneut gezeigt, daß
die bisher geübte Rückſichtnahme quf die KPD. vollſtändig auf
gegeben werden muß. Jmmer mehr muß es in der Partei heißen:
„Klar zum Kampf nach links und rechts.“

Mückeuberg. Abgeſtürzt. Der Bauarbeiter Fritz Kallbach, der
auf einem hieſigen Neubau beſchäftigt war, ſtürzte von einer Mauer
mehrere Meter tief herab und erlitt einen Schädelbruch. K. war
ſofort tot. Er hinterläßt eine Witwe mit einem Kind.

WetterVoranſage.

Dienstag Ziemlich heiter, meiſt trocken, uachts etwas kühler, tags
über ziemlich warm.

Mittwoch Teilweiſe heiter, trocken, nachts eiwas kühl, tagsüber
Temperatur wenig verändert.

Verantwortlich für Politik, Wirtſchaft und Feuilleton:
F. O. H. Schulz Gewekſchaftliches, Lokales und Pro
vinz:- Alfred Wielepp; für den Anzeigenteil: Wilhelm
Herzig ſämtlich in Halle. Verlag: „Volksblatt“
G. m. b. H. Druck: Halleſche Genoſſenſchaftsbuchdruckerei,

e. G. m. b. H., Halle, Harz 42/44.

Werbt neue Leſer!:

Die eiſerne Flut.
(Ein Metallarbeiterroman.)

on Paul Täumel (Halle),
1. Teil.

(Nachdruck vervoren.)
Ss Llopfte. Frau Neuringh bat den Beſuch zu einer Taſſe Kaffee.

Gleich in der Küche. Sie hatte, ihr ſelbſt unerklärlich, ohne weite
res eine tiefe Sympathie für Hedwig gefaßt. Sie gab ſich ihr
e ſchlicht und natürlich. Sie wollte dieſer jungen Dame
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enüber nicht mehr erſcheinen, als ſie war. Deshalb wurde das
jeſpräch am Kaffeetiſch auch ein gemütliches. Sorgenvolle Fragen,

die Franz noch anſchnitt, wurden von ihr reſolut und manchmal
unter gewagten Scherzworten beiſeitegeſchoben.

Als Hedwig ging, kam ihr erſt zum Bewußtſein, daß ſie im
Grunde genommen aus einem dunklen Drange nach Schutzbedürf-
tigkeit dieſen Beſuch bei Frang unternommen hatte; auch ſchien es
ihr, daß ſich dieſes Gefühl nach dem Beſuch bei der Couſine ihrer
Mutter, der Frau des kaufmänniſchen Direktors, zum erſtenmal
in ihr geregt hatte.
Frau Neuringh hätte nach Hedwigs Weggang das Geſpräch mit

ihrem ger gern noch ein wenig weitergeführt. Sie war eine
mitteilſame Natur. So fing ſie denn an:

„Du biſt ein Glückspilz, Franz. Wenn ich daran denke, was ſie
dir für eine Wohnungseinrichtung mitbringen wird. Wirklich, da
könnte ich dich nachher darum beneiden.“
Sie meinte, ihre Mitbewohner im Hauſe jetzt verſtehen zu können,

die öfters ihren Neid hatten durchblicken laſſen, weil ſie eine beſſere
Ausſtattung der Wohnung hatte, als es ſonſt üblich war, aber gegen
die, die Hedwig miterhielt, würde ihre wohl der reine Plunder ſein.

Doch Franz murmelte als Antwort nur einige unverſtändliche
Worte. Er fühlte ſich durch die Aeußerung ſeiner Schwägerin
ſchon wieder verletzt.

„Das heißt, wenn ich dich als Mann dazu erhielt, dann würde
ich natürlich darauf verzichten. Mit dir iſt ja bald kein Aus-
kommen mehr. Jch glaube, du biſt das Mädchen gar nicht wert
meinte ſie ärgerlich.

Franz ging wortlos in ſeine Stube. 453 vDr ruhrte ſeine Geige an nicht den Unbeteiligken hervorkehren zu dürfen. Wenn ſich dieſe
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dieſem Tage nicht wieder an. Jhm war ein Gedanke aufgetaucht,
der ihn quälend verfolgte. War er nicht in die Notwendigkeit ver-
ſetzt, höher hinauszuſtreben, als nur ein einfacher Dreher zu ſein,

enn er Hedwig das Glück ſichern wollte, worauf ſie Anſpruch er-
eben konnte? Würde ſich dann nicht ſein Weg von dem ſeines

Bruders trennen? Dann wieder dachte er daran, daß Hedwig neue
Vorwürfe von ihrem Vater würde erdulden müſſen, wenn er er-
fuhr, daß ſie ihn in ſeiner Wohnung aufgeſucht hatte. Er fühlte
mit Beſchämung, wie tief er bei ihr in Schuld ſtand. Dabei kam
ihm der Gedanke, widerſpruchsvoll wie er veranlagt war, für den
Reſt des Streiks auswärts Arbeit zu ſuchen, um ihr damit neue
Unzuträglichkeiten zu erſparen. Er nahm ſich vor, ihr darüber
zu ſchreiben.

Karl Neuringh kam an dieſem Tage gleich nach Bureauſchluß
nach Hauſe. Das kam ſehr ſelten vor, denn gewöhnlich hatte er
noch irgendeiner Verſammlung oder Beſprechung beizuwohnen,
oder auch ſie zu leiten. Er hoffte, einmal einen ruhigen Abend zu
verleben, denn die nächſten Tage würden ihm vorausſichtlich eine
Menge neuer Arbeit bringen. So Wie zurzeit konnte der Streik,
der immer noch nur das größte Werk am Orte und vier weſentlich
kleinere umfaßte, nicht lange mehr ſtehen bleiben. Er rechnete
damit, daß die Unternehmer durch vermehrten Druck auf die Or-
ganiſation das Ende der Bewegung würden erzwingen wollen.
Wenn nun alſo in Kürze die Androhung der Ausſperrung der
Arbeiter in den nicht ſtreikenden Betrieben durch die Vereinigung
der Jnduſtriellen erfolgte, ſo würde er plötzlich zu tun haben, eine
Verwirrung durch dieſen Vorſtoß des Gegners zu vermeiden. Er-
folgte aber dieſer unerwartete Vorſtoß nicht, ſo würde er gezwungen
ſein d Kampf zu verbreitern, um ſeinerſeits auf den Gegner
zu drucken.
Zu dieſem ruhigen Abend kam es aber nicht. Jm Hauſe hatte
ſich ein Streit abgeſpielt, deſſen Urſache die Beteiligung am Streik
war. Ueber Neuringh wohnte ein Bohrer, der bei Schwarz u. Ko.,
beſchäftigt war und gleichfalls ſtreikte. Die Frau dieſes Bohrers
hatte nun ihrem Mann über die Länge des Streiks eine häusliche
Szene gemacht. Die Vorwürfe über den langen Verdienſtausfall
ind die niedrige Unterſtützung hatte man im ganzen Hauſe gehört;es wurde damit ein Echo in anderen Familien geweckt, weit ſich

zeigte, daß die Frauen im allgemeinen die Neigung hatten, der
Frau des Bohrers recht zu geben.

Neuringh glaubte dieſer kleinen Palaſtrevolution gegenüber

häuslichen Szenen vermehrten glücklicherweiſe waren ja nicht
alle Frauen ſo kurzſichtig; er hatte einen Anflug von Zufrieden
heit, daß ſeine eigene Frau ſtets Verſtändnis für ſeine Anſichten
gezeigt hatte ſo erlwuchs daraus der Geſchloſſenheit der Be
wegung eine neue Gefahr. Deshalb ſtieg er kurz entſchloſſen die
Treppe zum Bohrer empor, um auch den Kampf im kleinen gegen
alle drohenden Gefahren aufzunehmen.

Neuringh hatte keinen leichten Stand; die Klagen der Frau er
goſſen ſich wie eine Sturzflut über ihn. Zwei erwachſene Söhne,
die mit im Haushalt lebten, hatten eben erſt eine faſt halbjährige
Arbeitsloſigkeit hinter ſich. Kaum daß ſie durch ihren Vater bei
Schwarz u. Ko. untergebracht waren, da war der Streik aus-
gebrochen und alle drei ſtanden ohne Verdienſt. Zwar erhielt der
Vater Streikunterſtützung, aber die Söhne, 18 und 19 Jahre alt,
waren, da die Mutter das Regiment im Hauſe führte, nicht organi
ſiert. Drei in einer Familie, das wären zuviel Beiträge in einer
Woche geweſen. Es koſtete Neuringh erhebliche Mühe, der Frau
beizubringen, daß ſie nicht ohne Schuld an ihrer je igen ſchweren
Lage ſei. Er verſuchte noch, da er nun einmal bei der Klein
agitation war, ihr etwas von den weitreichenden wirtſchaftlichen
Zuſammenhängen beizubringen und meinte, ſie ſolle lieber öfter
einen Blick in eine Arbeiterzeitung werfen, als nur im Lokalblatt
nach den Annoncen zu ſehen. Dann aber war er faſt wie vor den
Kopf geſchlagen, als die Frau ſchließlich herausplatzte:
d muß einmal Krieg werden. Es ſind zuviel Menſchen auf
er Welt!
Neuringh fand nicht gleich eine Antwort auf dieſen Ausbruch

Daß ihm ſo etwas in dem Hauſe geſchah, in dem er ſelbſt wohnte,
verſchlug ihm die Sprache.

„Aber Frau Haring, wie kommen Sie auf dieſen wahnſinnigen
Gedanken?“

„Na, das ſagen doch jetzt ſoviel Frauen.“
„Haben Sie ſich auch überlegt, was Sie da nachplappern?“
Die Fran zuckte mit den Achſeln.
„Zuviel Menſchen auf der Welt,“ wiederholte üttelnd

Neuringh. „Jm Grunde genommen ſprechen Sie mit diefer An
ſicht das Todesurteil über Jhre beiden Söhne aus.“

„Das iſt nicht wahr, was Sie mir da nachreden wollen.“
„Denken Sie einmal nachl Wer würde denn in einem Kriege

zunächſt ſein Leben hingeben müſſen. Doch der Arbeiter. Vor
allem der junge Arbeiter.“
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